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Amtlicher Teil 


Perſonalnachrichten 


Es find ernannt worden: 


zum Oberſtudiendirektor der Oberſtudiendirektor 
Dr. Walter Hohmann an dem ſtädtiſchen Real⸗ 
gymnaſium in Hagen i. Weſtf. (als ſolchem iſt ihm 
die Leitung des ſtaatlichen Friedrich⸗Wilhelms⸗ 
Gymnaſiums in Köln a. Rhein übertragen worden), 


zum Oberſtudiendirektor der Studiendirektor 
Dr. Franz Neumann an dem Gymnaſium nebſt 
Realgymnaſium in Marienwerder, 


zum Studiendirektor der Studienrat Dr. Erich 
Unmack an der Fichte⸗Schule (Aufbauſchule) in 
Franzburg lals ſolchem iſt ihm die Leitung der 
genannten Schule endgültig übertragen worden), 


zum Studienrat an der Höheren Techniſchen 
Staatslehranſtalt für Hoch- und Tiefbau in Frank⸗ 
furt a. M. der Lehrer Dipl.-Ing. Kiehl in 
Frankfurt a. M., 


zum Studienrat an den Vereinigten Techniſchen 
Staatslehranſtalten für Maſchinenweſen und für 
Schiffsingenieure und Seemaſchiniſten in Stettin 
der Studienrat Dipl. Ing. Edmund Pfiſter in 
Stettin, 


zum Studienrat an einer ſtaatlichen höheren 
Lehranſtalt (Nationalpolitiſche Erziehungsanſtalt in 
Naumburg) der Studienaſſeſſor Dr. Erwin Schmidt, 


zum Studienrat an der Höheren Techniſchen 
Staatslehranſtalt für Hoch- und Tiefbau in Idſtein 
der Lehrer Dipl-Ing. Schulze in Idſtein, 

zum ordentlichen Profeſſor in der Rechts- und 
Staats wiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
Münſter der Profeſſor Dr. Karl Hugelmann in 

ien, 


zum ordentlichen Profeſſor in der Naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fakultät der Unwerſität Frankfurt a. M. 
der bisherige nichtbeamtete außerordentliche Profeſſor 
an der Univerſität Würzburg Dr. Wilhelm Jander, 


zum ordentlichen Profeſſor in der Philoſophiſchen 
und Naturwiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
Münſter i. Weſtf. der nichtbeamtete Profeſſor in der 
Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Breslau 
r. Hermann Senftleben, 


zum Dozenten an der Hochſchule für Lehrer⸗ 
bildung in Kiel der Studienaſſeſſor Peter Schmidt, 
zum Dozenten an der Hochſchule für Lehrerbildung 
in Dortmund der wiſſenſchaftliche Aſſiſtent am 


Erziehungswiſſenſchaftlichen Seminar in Hamburg 
Dr. Paul Schneider, 


zum Kreisſchulrat in Oppeln II (Reg.⸗Bez. 
Oppeln) der Mittelſchullehrer Joſef Bolick aus 
Miechowitz (Oberſchleſien), 


zum Kreisſchulrat in Elbing-Land I 
Marienwerder) der Hauptlehrer Hermann 
aus Groß Jerutten, 


zum Kreisſchulrat in Bütow (Reg.⸗Bez. Köslin) 
der Rekior Dr. Paul Gruſchins ke aus Haan 
(Bez. Düſſeldorf), 


zum Kreie ſchulrat in Stuhm (Reg.⸗Bez. Marien⸗ 
werder) der Rektor Dr. Joſeph Irmler aus 
Miechowitz (Oberſchleſien). 


(Reg.⸗Bez. 
Galbach 


Es iſt beſtätigt worden: 


die Berufung des Studiendirektors Guſtav 
Fiſcher von dem ehemaligen ſtädtiſchen Lyzeum in 
Langenberg zum Studiendirektor einer höheren 
Schule des Patronatsbereichs der Stadt Duisburg⸗ 
Hamborn, 


die Berufung des Studienrats Otto Klemme 
an der Martha⸗Gunkel Schule in Neukölln zum 
Studiendirektor einer höheren Schule des Patronats⸗ 
bereichs der Stadt Berlin, 


die Berufung des Studienrats Dr. Robert 
Fechner an der Oberrealſchule am Clevertor in 
Hannover zum Oberſtudienrat einer höheren Schule 
des Patronatsbereichs der Stadt Goslar, 


die Berufung des Oberſtudienrats Georg König 
an dem ſtädtiſchen Steinbart⸗Realgymnaſium in 
Duisburg zum Oberſtudienrat einer höheren Schule 
des Patronatsbereichs der Stadt Duisburg⸗Hamborn. 


Es ſind berufen worden: 


der ordentliche Profeſſor Dr. Karl-⸗Auguſt Eck⸗ 
hardt in Kiel für die Dauer ſeiner Beſchäftigung 
im Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung in 
gleicher Eigenſchaft in die Philoſophiſche Fakultät 
der Univerſität Berlin, 


der ordentliche Profeſſor Dr. Fritz Külz in Kiel 
in gleicher Eigenſchaft in die Mediziniſche Fakultät 
der Univerſität Frankfurt a. M. 
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Amtliche Erlaſſe 


49. Lineaturen in den Schreibheften. 


Ich veröffentliche hiermit die durch meinen Runderlaß vom 7. September 1934 — RU II C 227 — 
(Zentrbl. f. d. gef. Unterr. Verw. S. 279) vorgeſchriebenen Lineaturen: 


SIoR 


SImR 


:᷑ u ðͤ . 
Vyhài!!!T!!.. ‚ )W—f. 
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Ich weile darauf hin, daß es den Schulaufſichts behörden freigeſtellt iſt, ob fie für die Lineaturen 1 
und 2 Hefte mit oder ohne ſeitliche Randlinien wählen. Die Lineatur 4 hat glattes Papier mit einem 
Linienblatt, das der Lineatur 3 entſpricht. 


Berlin, den 14. Januar 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Minifter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


Bekanntmachung — RU IIC 807. (RMinAmtsbl. 1935 S. 41.) 
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50. Techniſche Fachſchulen. 


Der Herr Reichsminiſter des Innern hat durch 
den in Abſchrift beigefügten, auf S. 278 des Reichs⸗ 
miniſterialblattes 1933 veröffentlichten Runderlaß 
vom 8. Mai 1933 die Vereinbarung der Landes⸗ 
regierungen über die Vereinheitlichung der Zeug⸗ 
niſſe der in die Reichsliſte der Höheren Techniſchen 
Lehranſtalten eingetragenen Fachſchulen bekannt⸗ 
gegeben. Dieſe Vereinbarung war getroffen worden, 
um den Beſchwerden der Wirtſchaftskreiſe, denen 
bei der verſchiedenartigen Leiſtungskennzeichnung 
keine Rückſchlüſſe mehr auf das Ausbildungs⸗ 
ergebnis möglich waren, abzuhelfen. Da die in der 
Vereinbarung getroffene Regelung ſich inzwiſchen 
bewährt hat, ordne ich an, daß die Beſtimmungen 
dieſer Vereinbarung künftig nicht nur bei den in 
die Reichsliſte eingetragenen, ſondern auch bei 
allen anderen öffentlichen und privaten techniſchen 
Lehranſtalten Deutſchlands zu befolgen ſind. 

Berlin, den 14. Januar 1935. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen), die Herren Regierungspräſidenten und 
den Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin 
(Abteilung III). — E IV 121/35. 

(RMinAmtsbl. 1935 S. 42.) 


* * 
* 


Vereinbarung der Landesregierungen 

über die Vereinheitlichung der in die 

Reichsliſte der Höheren Techniſchen 

Lehranſtalten eingetragenen Fach⸗ 
chulen. 


Die Vereinbarung wird nachſtehend bekannt⸗ 
gegeben. 
Berlin, den 8. Mai 1933. 
Der Reichsminiſter des Innern. 
Im Auftrag: Butt mann. 


* 


Vereinbarung der Landesregierungen über 

die Vereinheitlichung der in die Reichslifte 

der Höheren Techniſchen Lehranſtalten ein⸗ 
getragenen Fachſchulen. 


1. Die Zeugniſſe, insbeſondere die Prüfungs⸗ 
zeugniſſe, ſollen vermeiden, durch ihre äußere Auf⸗ 
machung und Bezeichnung (3. B. „Ingenieur⸗ 
Diplom“) den Anſchein zu erwecken, als ob es ſich 
um Zeugniſſe einer Hochſchule handele. 

2. Die Leiſtungsbewertung in den einzelnen 
Fächern bleibt den Schulverwaltungen überlaſſen 
mit der Einſchränkung, daß für die beiden oberen 
Noten die Bezeichnung „Sehr gut“ und „Gut“ 
verwendet werden. 

3. Auf allen Zeugnisausfertigungen, die den 
Schülern und Schülerinnen ausgehändigt werden, 
wird die Stufenleiter der Leiſtungsnoten mit Worten 
und Zahlen vermerkt. 


4. Für die Anwendung der beiden oberen Noten 
gelten folgende Richtlinien: 

Die Note „Sehr gut“ kann bis 5 v. H. der Klaſſen⸗ 
beſetzung erteilt werden. 

Die Note „Gut“ kann bis 30 v. H. der Klaſſen⸗ 
beſetzung bei einer Verteilung der Leiſtungs⸗ 
bewertung auf nur zwei Abſchnitte !) oberhalb der 
Note „Genügend“ oder „Entſprechend“, bis zu 
20 v. H. der Klaſſenbeſetzung bei einer Verteilung 
der Leiſtungsbewertung auf mehr als zwei Ab⸗ 
ſchnitte?) oberhalb der Note „Genügend“ oder 
„Entſprechend“ erteilt werden. 

Dieſe Hundertſätze ſollen äußerſte Grenzen bei 
der Bewertung in den oberen Klaſſen bilden. In 
den unteren Klaſſen werden dieſe Hundertſätze 
ſeltener erreicht werden. 

5. Für Prüfungszeugniſſe werden außer den 
Leiſtungsnoten noch beſondere Geſamtnoten ge- 
geben, und zwar „Mit Auszeichnung beſtanden“, 
„Gut beſtanden“, „Beſtanden“. 

Durchſchnittlich kann die Note „Mit Auszeichnung 
beſtanden“ bis zu 5 v. H. der Prüflinge, „Gut be- 
bende bis zu 20 v. H. der Prüflinge verliehen 
werden. 


51. Anderung und Ergänzung der Vorſchriften 

über die Beurlaubung von Beamten, An⸗ 

geſtellten und Arbeitern für Zwecke der 

NSA P. und der ihr angegliederten Ver⸗ 
bände. 


In Ziffer 5 des Runderlaſſes vom 16. Juli 1934 
— FM. 10 3443/16. 5., M. d. J. 2d. 1012 11 — 
betreffend die Beurlaubung von Beamten, An⸗ 
geſtellten und Arbeitern für Zwecke der NSDAP. 
und der ihr angegliederten Verbände (Pr. BeſBl. 
S. 253 ff., Min Bl. f. d. i. Verw. S. 1027 ff.) iſt 

1. hinter „Reichsführerſchule in Bernau“ das 
Wort „und“ zu ſtreichen und durch ein Komma 
zu erſetzen, 

2. hinter „Führerſchule der NS.⸗Frauenſchaft in 
Koburg“ einzufügen: „und der HJ.⸗Führer⸗ 
ſchulen“. 

Zuſatz für die Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten: 

Die Ihrer Aufſicht unterſtehenden Körper⸗ 
ſchaften uſw. des öffentlichen Rechts ſind ent⸗ 
ſprechend zu benachrichtigen. 


Berlin, den 16. November 1934. 


Zugleich im Namen 
des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern: 
Der Finanzminiſter. 
(Unterſchrift.) 


An die Behörden der Preußiſchen Staatsverwaltung, 
an die Gemeinden, Gemeindeverbände und die 
ſonſtigen der Staatsaufſicht unterſtehenden 
Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. — FM. I C 3443/9. 10., 
R. u. Pr. M. d. J. II S B 6461/16. 11. 
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1) Alſo die Noten „Sehr gut“ und „Gut“. 


2) Alſo die Noten „Sehr gut“, „Gut“ und „Faſt gut“. 
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Abſchrift überſende ich unter Bezugnahme auf 
meinen Runderlaß vom 18. Auguſt 1934 — A 2224 — 
(Zentrbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. S. 263) mit dem 
Erſuchen um gleichmäßige Beachtung. 

Berlin, den 15. Januar 1935. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 

für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 

Im Auftrag: Brenner. 


An die nachgeordneten preußiſchen Dienſtſtellen. — 
A 3996/34. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 42.) 


52. Prüfung vor dem Künſtleriſchen 


Prüfungsamt. 

Die nächſte Prüfung vor dem Künſtleriſchen 
Prüfungsamt, Abteilung für bildende Kunſt, beginnt 
am 3. Juni 1935. Meldungen zur Prüfung ſind 
bis ſpäteſtens 15. April 1935 an den Vorſitzenden 
des Künſtleriſchen Prüfungsamts in Berlin Ws, 
Unter den Linden 4, einzureichen. 

Berlin, den 15. Januar 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Löpelmann. 


Bekanntmachung. — E III e 16. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 43.) 


53. Vererbungslehre und Naſſenkunde im 
Anterricht. 


Nachdem ich meinen Erlaß vom 13. September 
1933 — U 6767 — betreffend die Behandlung 
der Vererbungslehre und Raſſenkunde in den 
Schulen (Zentralbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. S. 244), 
auf die Volks⸗, mittleren und höheren Schulen 
des ganzen Reiches ausgedehnt habe, ordne ich 
— unter Hinweis auf die im Zentralblatt für 
die geſamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 
veröffentlichten Verzeichniſſe empfehlenswerter 
Schriften und Lehrmittel — zu ſeiner Durchführung 
im einzelnen an: 


Vererbungslehre und Raſſenkunde 
im Unterricht. 


(Zum Miniſterialerlaß U II C 6767 vom 13. Sep⸗ 

tember 1933 — Zentralbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 

S. 244 —. Schrifttum vergl. die im Zentralblatt 

für die geſamte Unterrichts⸗Verwaltung in Preußen 

veröffentlichten Verzeichniſſe geeigneter Bücher und 
Lehrmittel.) 


Zweck und Ziel der Vererbungslehre und Raſſen⸗ 
kunde im Unterricht muß es ſein, über die Wiſſens⸗ 
grundlagen hinaus vor allem die Folgerungen 
daraus für alle Fach- und Lebensgebiete zu een 
und nationalſozialiſtiſche Geſinnung zu wecken. 

Es gilt daher, 

1. Einſicht zu gewinnen in die Zuſammenhänge, 
die Urſachen und die Folgen aller mit Ver⸗ 
erbung und Raſſe in Verbindung ſtehenden 
Fragen, 


2. Verſtändnis zu wecken für die Bedeutung, 
welche die Raſſen und die Vererbungserſchei⸗ 
nungen für das Leben und Schickſal des 
deutſchen Volkes und für die Aufgaben der 
Staatsführung haben, 

3. in der Jugend Verantwortlichkeitsgefühl gegen⸗ 
über der Geſamtheit des Volkes, d. h. den 
Ahnen, den lebenden und den kommenden 
Geſchlechtern, zu ſtärken, Stolz auf die Zu⸗ 
gehörigkeit zum deutſchen Volk als einem 
Hauptträger des nordiſchen Erbgutes zu wecken 
und damit auf den Willen der Schüler in der 
Richtung einzuwirken, daß ſie an der raſſiſchen 
Aufartung des deutſchen Volkstums bewußt 
mitarbeiten. 

Dieſe Schulung von Sehen, Fühlen, Denken und 
Wollen muß bereits in den höheren und mittleren 
Schulen auf der Unterſtufe — in den Volksſchulen 
beginnt ſie im fünften Schuljahr — einſetzen, auf 
der Mittelſtufe ergänzt werden und ſich auf der 
Oberſtufe vertiefen, ſo daß nach des Führers Willen 
„kein Knabe und kein Mädchen die Schule verläßt, 
ohne zur letzten Erkenntnis über die Notwendigkeit 
und das Weſen der Blutreinheit geführt zu ſein“. 

Da die Vererbungslehre die Grund⸗ 
lage für alle Fragen der Raſſen⸗ und Familien⸗ 
kunde, der Raſſenpflege und Bevölkerungspolitik 
bildet, iſt ſie beſonders zu pflegen. Dieſe Aufgabe 
fällt faſt ausſchließlich der Biologie zu. 

Hier ſind zu behandeln: die Mendelſchen Geſetze 
(Uniformitäts⸗, Spaltungs⸗, Überdeckungs⸗ und 
Unabhängigkeitsregel) ſowie deren Wiederentdeckung 
um die Jahrhundertwende; die Miſchlingsforſchung; 
die Vererbung von Anlagen bei Miſchlingen; die 
Unterſcheidung von Erſcheinungs⸗ und Erbbild, die 
mögliche Verſchiedenheit von körperlichem und 
geiſtig⸗ſeeliſchem Erſcheinungsbild, die Geſetze der 
Ausleſe ſowie die praktiſche Anwendung der Erb⸗ 
lehre auf die Züchtung von Haustieren und Kultur⸗ 
pflanzen. Die theoretiſchen Grundlagen ſind nach 
Möglichkeit durch zweckdienliche Verſuche im Schul- 
garten zu ergänzen. 

Mit reiferen Schülern (auf der Oberſtufe) läßt 
ſich der Ausbau und die Beſtätigung des 
Mendelismus an Hand der Zellforſchung darlegen. 
Im Anſchluß an die Teilung der Körperzelle können 
die Teilungsvorgänge und die Grundlagen der 
Kernſchleifenlehre, Fragen der Merkmalskoppelung, 
der Geſchlechtsbeſtimmung und der geſchlechts⸗ 
gebundenen Vererbung beſprochen werden. 

Bei Anwendung der Vererbungslehre auf den 
Menſchen ſind vor allem die Ergebniſſe der 
Zwillings⸗ und Familienforſchung ſowie die Ver⸗ 
erbbarkeit von geſunden und kranken körperlichen 
wie geiſtig⸗ſeeliſchen Anlagen zu würdigen. An 
Hand bekannter oder erarbeiteter Familienſtamm⸗ 
bäume iſt darauf hinzuweiſen, daß auch geiſtige 
Eigenschaften (beſondere Fähigkeiten, Begabungen 
uſw.) auf erbliche Anlagen zurückgehen. Erbliche 
und erworbene Eigenſchaften müſſen ſcharf ge⸗ 
ſchieden werden. Die Bedeutung der Vererbung 
gegenüber den Einflüſſen der Umwelt (Lamarckismus 
— erbfeſte und nicht erbfeſte Abänderung) iſt 
herauszuarbeiten. Die Umweltlehre iſt einer be⸗ 
gründeten Kritik zu unterziehen. Die Umwelt 
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(hierher gehört auch die Erziehung) hat nur die 
Möglichkeit, die ſchlummernden Anlagen durch 
geeignete Förderung zu entfalten, kann ſie aber 
nicht ſelbſt verändern. Deshalb wird bei der Be- 
ſprechung der geiſtigen Entwicklung des einzelnen 
wie der Kultur des ganzen Volkes vor allem auf 
die Bedeutung der Raſſe hinzuweiſen ſein. 

Die Familienkunde bietet eine wichtige 
Ergänzung der Erbkunde und laßt ſich ſchon auf 
der Unterſtufe in verſchiedenen Fächern betreiben, 
indem der Schüler angeleitet wird, ſich als Glied 
in einer Kette von Geſchlechtern zu ſehen. Dem 
dient zunächſt das Anlegen von Ahnentafeln, 
Nachkommentafeln und Sippſchaftstafeln. 

Die Familienkunde darf aber nicht bei ſolchen 
einfachen Zuſammenſtellungen ſtehenbleiben. Sie 
muß darüber hinaus erſtreben, zuverläſſige Unter⸗ 
lagen für die Geſamterſcheinung aller Sippſchafts⸗ 
angehörigen zu liefern. Dazu gehören: Beſchrei⸗ 
bungen von Geſtalt, Gang, Haut⸗, Haar- und 
Augenfarbe, Krankheiten, Mißbildungen, ſeeliſche 
Eigenſchaften, beſondere Begabungen, Zeichnungen, 
Handſchriften uſw. Das Ergebnis muß vor allem 
in einer Stärkung des Willens zu raſſenbewußter 
Familienpflege und ſchließlich in einer Erweiterung 
des Familienſinns zum Volkgemeinſchaftswillen 
hin beſtehen. 

Bei der Erbgeſundheits- und Raſſenpflege, 
die wiederum vornehmlich im biologiſchen Unterricht 
behandelt werden müſſen, ſind die nichterblichen 
Einflüſſe der Umwelt, die erbfeſten Anderungen 
des Erbgutes (Mutation), die Bedeutung der 
Ausleſe für die Bekämpfung der raſſiſchen Volks⸗ 
entartung und für die Förderung der Volks⸗ 
aufartung zu berückſichtigen. Hierbei iſt beſonders 
herauszuarbeiten, daß für die Zukunft eines Volkes 
es allein entſcheidend iſt, ob die tüchtigſten Erb⸗ 
ſtämme im Lauf der Geſchlechter erhalten und 
gefördert werden, oder ob umgekehrt die weniger 
tüchtigen Erblinien ſich allmählich ſtärker aus⸗ 
breiten, während die hochwertigen zugrunde gehen 
6,Gegenausleſe“). Die furchtbaren Folgen raſſen⸗ 
pflegeriſchen Leichtſinns für die Nachkommen ſind 
mit Ernſt darzulegen. 

Als vorbeugende Mittel, die zur Bekämpfung 
der Volksentartung angewendet werden, ſind die 
Maßnahmen zu behandeln, die zur Erzielung 
geſunder Nachkommen ergriffen werden (Geſetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes). Hierbei kommt 
es weniger auf die einzelnen Beſtimmungen des 
Geſetzes als auf die ſittliche Seite an. Durch die 
Unfruchtbarmachung (zu unterſcheiden von der 
Kaſtration) wird die Fürſorge vom einzelnen fort 
auf den Erbſtrom des ganzen Volkes ausgedehnt, 
und es werden auf menſchliche Weiſe die natürlichen 
Lebensgeſetze wieder befolgt, die zugunſten einer 
falſchen Lebensauffaſſung im letzten Jahrhundert 
immer mehr mißachtet waren. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhang können die geſetzlichen Maßnahmen 
fremder Staaten, die Deutſchland in der Raſſen⸗ 
geſetzgebung vorangegangen ſind, beſprochen werden 
USA.: Unfruchtbarmachung, Einwanderungsgeſetz, 
Negerfrage, Frankreich: Familienpolitik, oder die 
ſtrengen Sippengeſetze der Völker des Fernen Oſtens). 

Da Vererbung und Raſſe nicht um ihrer ſelbſt 
willen beſprochen werden ſollen, ſondern um des 
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ganzen Volkes willen und um die ſchickſalhafte 
Verbundenheit des einzelnen mit Raſſe, Volk, 
Staat und Boden zu zeigen, muß jede einzelne der 
in der Schule behandelten Fragen für das Leben 
des Volksganzen von wirklicher Bedeutung ſein und 
zu gemeinſchaftsförderndem Wollen führen. Des⸗ 
halb iſt auch die Bedeutung der Gattenwahl als 
des faſt einzigen Mittels, die erbliche und raſſiſche 
Zuſammenſetzung der Nachkommen zu beeinfluſſen, 
in angemeſſener Form zu behandeln und in Willens 
bildung umzuſetzen. In dieſem Zuſammenhang 
wird auf die Fragen der Familien- und Be- 
völkerungspolitik einzugehen fein. 

Es iſt der augenblickliche, ſehr bedenkliche Zuſtand 
des deutſchen Volkes klarzulegen, vor allem in 
bezug auf Fruchtbarkeit, Entwicklung von Ehe- 
ſchließungen (Berufsausbildung, Spätehen), auf 
Geburten⸗ und Sterbefälle innerhalb der letzten 
Jahrzehnte, den trügeriſchen Geburtenüberſchuß, 
die Vergreiſung des deutſchen Volkes, die Un- 
fruchtbarkeit der Großſtadtbevölkerung, den Rück⸗ 
gang der Geburtenhäufigkeit auf dem Lande, die 
Geburtenbeſchränkung in den einzelnen Be— 
völkerungsſchichten, die Landflucht, die Gefahren 
durch zahlenmäßig wachſende Nachbarvölker. 

Es iſt zu zeigen, daß für die geſunde Weiter- 
entwicklung des Volkskörpers die Pflege der wert- 
raſſigen, erbtüchtigen, geſunden und kinderreichen 
Familien notwendig iſt. Die hierfür aufgeſtellten 
Forderungen, z. B. auf gerechte Verteilung der 
Familienlaſten, auf Junggeſellenſteuer, gerechte 
Regelung der Erbſchaftsſteuer, die Fragen des 
Erbhofrechts, die Erhaltung eines erbgeſunden 
deutſchen Bauernſtandes, die Großſtadtflucht, das 
Siedlungsweſen, die Wertung der Technik und 
ähnliches ſind in ihrer Bedeutung eingehend zu 
würdigen. 

Die Raſſenkunde, die auf den Ergeb— 
niſſen der Erblehre aufgebaut iſt, hat vor allem 
darauf hinzuweiſen, daß der Schüler den Unterſchied 
zwiſchen Raſſe und Volk und weiter die Begriffe 
Nation, Sprach-, Kultur- und Bekenntnisgemein⸗ 
ſchaft klar erfaßt. Bei der Beſprechung der euro- 
päiſchen Raſſen und insbeſondere der Raſſenkunde 
des deutſchen Volkes muß das nordiſch-beſtimmte 
Raſſengemiſch des heutigen deutſchen Volkes gegen- 
über andersraſſigen, fremdvölkiſchen Gruppen, be- 
ſonders alſo dem Judentum gegenüber, heraus⸗ 
geſtellt werden. Wichtig iſt die Tatſache, daß allen 
deutſchen Stämmen und allen Volksgenoſſen Ein- 
ſchläge nordiſchen Blutes gemeinſam ſind und daß 
dieſes uns in Wahrheit blutmäßig zuſammenhält. 
Hier liegt die biologiſch⸗raſſenkundliche Grundlage 
des Erlebniſſes der Volksgemeinſchaft. 

Die Anwendung von Meßmethoden iſt wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Unterſuchungen vorzubehalten. Es 
muß betont werden, daß das äußere raſſiſche Er⸗ 
ſcheinungsbild nicht den Anlagen und inneren 
Eigenſchaften zu entſprechen braucht und daß 
das ſicherſte Kennzeichen einer Raſſe die charakterlich⸗ 
ſeeliſche und geiſtige Haltung und Leiſtung iſt (vergl. 
die Rede des Führers auf der Aulturtagung in 
Nürnberg 1933). 

Die Gefahren der Raſſenmiſchung mit fremd⸗ 
artigen Gruppen, beſonders ſolchen mit außer⸗ 
europäiſchen Beſtandteilen, find nachdrücklichſt dar- 
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zuſtellen, da Völker und Kulturen ihrer Sendung 
nur dann gerecht werden können, wenn ſie die 
durch ihre Raſſe bedingte Aufgabe in ihrer Ge⸗ 
ſchichte erfüllen, d. h. alſo rein aus eigener Art 
nach eigenen Zielen ſtreben. Jede Vermiſchung 
mit weſensfremden Raſſen (üleiblich oder geiſtig⸗ 
ſeeliſch) bedeutet für jedes Volk Verrat an der 
eigenen Aufgabe und damit am Ende Untergang. 
Grund der Ausſchaltung fremdraſſiger Gruppen iſt 
alſo nicht etwa die Überzeugung von der beſonderen 
Schlechtigkeit, ſondern lediglich die Feſtſtellung 
ihrer unabweislichen Andersartigkeit. 

Die Erdkunde hat in den Klaſſen, in 
denen Mitteleuropa als Stoffgebiet vorgeſchrieben 
iſt, in einer der Reife der Schüler angepaßten 
Form die Verbreitung der auf deutſchem Volks⸗ 
boden vorkommenden Raſſen mit ihren körperlichen 
und geiſtig⸗ſeeliſchen Eigenſchaften zu betonen und 
dabei beſonders die nordiſche Raſſe als das Ver- 
bindende, das Judentum als das Trennende zu 
werten. Bei der Behandlung der übrigen euro— 
päiſchen und beſonders der außereuropäiſchen 
Länder wird durch die Gegenüberſtellung der 
fremden Raſſen mit den nütteleuropäiſchen der 
Blick für das Weſen der Raſſen weiter geſchärft 
werden können. 

Geeignete Beiſpiele der Vergangenheit und der 
Gegenwart haben die Wirkungen der Raſſen⸗ 
kreuzung für den einzelnen wie für das Volk zu 
zeigen; demgegenüber ſind auch die nach Bluts— 
reinheit ſtrebenden alten und neuen Geſetze anderer 
Völker zu behandeln. Auch die Kolonialfrage iſt 
in dieſem Zuſammenhang zu ſtellen. Bei fultur- 
geographiſchen Betrachtungen — z. B. der Ent- 
deckungs- und Kolonialgeſchichte — wird un— 
gezwungen die Bedeutung der nordiſchen Raſſe 
erkennbar. Die Einwanderungspolitik Frankreichs, 
der Vereinigten Staaten und Auſtraliens bilden 
weitere Möglichkeiten, auf die Zuſammenhänge 
zwiſchen Raſſe, Staat und Kultur einzugehen. 

überall iſt der Umweltlehre entgegenzutreten, 
die die menſchlichen Kulturleiſtungen als Ergebnis 
vorwiegend der Umweltkräfte ſieht, und es iſt 
darzulegen, daß der Menſch — auch oft trotz widriger 
Umwelt — die für die Kulturſchöpfungen ausſchlag⸗ 
gebende Kraft iſt (vergl. die Entwicklung Agyptens, 
Meſopotamiens, Griechenlands, Roms, Oſtelbiens). 


Die Geſchichte hat die Bedeutung der 
Raſſen für das Werden und Vergehen der Völker 
und für ihre Leiſtungen aufzuzeigen, die Erkenntniſſe 
auf unſer Volk anzuwenden und in Geſinnung 
umzuſetzen. Die auf den wiſſenſchaftlichen Er⸗ 
gebniſſen der Erblehre und Biologie aufgebaute 
raſſiſche Geſchichtsbetrachtung widerlegt Auf- 
faſſungen, wie ſie etwa in der liberalen Fortſchritts⸗ 
lehre zum Ausdruck kommen. Aus dem Raſſe⸗ 
gedanken iſt weiterhin die Ablehnung der ſo— 
genannten Demokratie oder anderer Gleichheits⸗ 
beſtrebungen (Paneuropa, Menſchheitskultur uſw.) 
abzuleiten und der Sinn für den Führergedanken 
zu ſtärken. 

Die Weltgeſchichte iſt als Geſchichte raſſiſch 
beſtimmter Volkstümer darzuſtellen. An die Stelle 
der Lehre „Ex oriente lux“ tritt die Erkenntnis, 
daß inindeſtens alle abendländiſchen Kulturen das 
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Werk vorwiegend nordiſch beſtimmter Völker ſind, 
die in Vorderaſien, Griechenland, Rom und den 
übrigen europäiſchen Ländern — zum Teil im 
Kampf gegen andere Raſſen — ſich durchgeſetzt 
haben oder ihnen ſchließlich erlegen ſind, weil 
ſie unbewußt wider die raſſiſchen Naturgeſetze 
geſündigt haben. Daraus erwächſt die Pflicht, bei 
aller Geſchichtsbetrachtung von der Heimat der 
Nordraſſen auszugehen und von hier aus alles 
Geſchehen, auch das in ferner gelegenen Ländern 
(Vorderaſien, Griechenland, Rom), zu betrachten. 
Ausgangspunkt und Grundlage muß daher die 
germaniſche Frühgeſchichte (etwa ſeit 2000 v. Chr.) 
ſein. 

In der germaniſchen Frühgeſchichte liegen auch 
die einzigen biologiſchen Wurzeln unſeres Weſens 
und unſerer politiſchen und kulturlichen Entwicklung. 
Was von anderen Raſſen und Völkern dabei über⸗ 
nommen iſt, konnte und kann nur dann aufbauend 
ſein, wenn es aus raſſeverwandtem Weſen ſtammt. 
Wo das nicht der Fall iſt, muß es als nutzloſer 
oder zerſetzender Fremdſtoff angeſprochen werden. 
Nach dieſem Grundſatz hat eine ſtrenge Wertung 
der von fremden Völkern übernommenen Kultur 
güter ſtattzufinden. So muß die Jugend die 
deutſche Geſchichte als einen ſteten, auf und ab 
wogenden Kampf um die Erhaltung und Geſtaltung 
germaniſch-deutſchen Weſens erleben, das ſich gegen 
die Überdeckung durch fremde Einflüſſe wehrk und 
um Lebensraum ringt. 

Dieſer gewaltige Kampf iſt nicht von den Maſſen, 
ſondern vor allem von den großen Führern ge⸗ 
tragen worden. Deren Leben und Streben bildet 
daher das feſte Gerüſt jedes Geſchichtsunterrichts. 
Bei der Auswahl und Würdigung dieſer Führer 
und ihrer Taten genügt es nicht, ſie allgemein 
menſchlich und aus ihrer Zeit heraus zu verſtehen, 
ſondern ſie müſſen vor allem danach gewürdigt 
werden, was ſie für die Stärkung deutſchen Weſens 
und deutſcher Staatsbildung — bewußt oder un— 
bewußt — getan haben. Dasſelbe gilt für die 
Beurteilung aller geſchichtlichen Ereigniſſe und 
Zuſtände. Nur ſo kann der Geſchichtsunterricht 
an der Zukunft unſeres Volkes mitbauen. 

Bei dieſer lebensgeſetzlichen Art der Geſchichts— 
betrachtung erweiſt ſich aber auch die ungeheure, 
weit über unſer Volk hinausreichende kulturliche 
Bedeutung der nationalſozialiſtiſchen Erneuerung 
unſerer Tage. Denn ſie iſt der erſte große und 
vielleicht auch der letztmögliche Verſuch, die nord— 
raſſiſche Kultur Europas vor dem Verderb durch 
Fremdtum zu bewahren und ſie zu erneuern. Der 
deutſche Erzieher und die deutſche Jugend müſſen 
ſich bewußt werden, daß fie den Ahnen und Nach⸗ 
fahren dafür mitverantwortlich ſind, daß dieſe 
Erneuerung gelingt. 

Was für die Geſchichte geſagt iſt, gilt entſprechend 
für Deutſch, Kunſtunterricht und auch 
Singen. Sie alle haben ſich der Geſtaltung 
germaniſch⸗deutſchen Weſens einzuordnen, ſowohl 


in wertender Rückſchau wie in vorſchauendem 
Aufbau willen. 
Auch die übrigen Unterrichtsfächer 


werden mancherlei Hilfe zu leiſten vermögen. So 
kann die Behandlung bedeutender Fachvertreter 
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(Mathematiker, Naturwiſſenſchaftler, Sprach⸗ 
forſcher), die Wahl der Unterrichtsbeiſpiele (Rechnen, 
Mathematik), des Leſeſtoffes (Fremdſprachen) die 
organiſche Lebensauffaſſung und die pofitifche 
Willensbildung weſentlich fördern. Dazu müſſen 
aber auch dieſe Fächer und ihre Vertreter von den 
Grundgedanken und Zielen der Raſſenkunde und 
Raſſenpflege ſich durchdringen und beſtimmen laſſen. 


Daß vor allem den Leibesübungen eine 
überragende Bedeutung zukommt, verſteht ſich von 
ſelbſt. Der nordraſſiſche ſchöne und geſunde Körper 
ſowie geſtählter Wille ſind hier das Zielbild. 

Die Behandlung all dieſer Lehrſtoffe verfehlt 
ihren Zweck, wenn ſie mehr Wert auf etwaige 
Ausnahmen als auf das Regelrechte legt, oder 
wenn ſie bei bloßer Belehrung ſtehenbleibt und 
nur den Verſtand der Jugend beſchäftigt. Poli- 
tiſche Willensbildung muß als das 
Hauptziel ſtets feſt im Auge behalten werden. 
Auf Gemüt und Willen der Jugend vermag der 
Erzieher jedoch nur zu wirken, wenn die Grundlagen 
der völkiſchen Weltanſchauung auch ſein eigenes 
Denken, Wollen und Handeln ganz beſtimmen und 
er als lebendiges Vorbild vor der ihm anvertrauten 
Jugend ſteht und mit ihr lebt 


Berlin, den 15. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ru ſt. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen), die preußiſchen Herren Oberpräſi⸗ 
denten (Abteilung für höheres Schulweſen), die 
preußiſchen Herren Regierungspräſidenten und 
den Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin 
(Schulabteilung). — R U II C 5209, 1. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 43.) 


54. Vererbungslehre und Naſſenkunde in den 
Schulen. 


Der nachſtehende Erlaß des Preußiſchen Miniſters 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung vom 
13. September 1933 — U II C 6767 —, betreffend 
die Behandlung der Vererbungslehre und Raſſen⸗ 
kunde in den Schulen (Zentralbl. f. d. geſ. Unterr.- 
Verw. S. 244), wird hiermit auf die Volks⸗, mitt⸗ 
leren und höheren Schulen des ganzen Reiches 
ausgedehnt. Ich bitte, wegen Durchführung der 
Ziff. 1—3 des Erlaſſes das Erforderliche zu ver⸗ 
anlaſſen, auch gemäß Ziff. 4 zu verfahren. 


Berlin, den 15. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ru ſt. 
An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen). — R U II C 5208/34. 1. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 46.) 
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Vererbungslehre und Raſſenkunde in den 
Schulen. 


Die Kenntnis der biologiſchen Grundtatſachen 
und ihre Anwendung auf Einzelmenſch und Ge- 
meinſchaft iſt für die Erneuerung unſeres Volkes 
unerläßliche Vorausſetzung. Kein Schüler und 
keine Schülerin darf ohne dieſes Grundwiſſen ins 
Leben entlaſſen werden. Daher ordne ich bis zur 
endgültigen Regelung der Lehraufgaben an: 

1. In den Abſchlußklaſſen ſämtlicher 
Schulen — an den neunklaſſigen höheren Lehr⸗ 
anſtalten auch in U II — iſt unverzüglich die Ein⸗ 
arbeitung dieſer Stoffe in Angriff zu nehmen, und 
zwar Vererbungslehre, Raſſen⸗ 
kunde, Raſſen hygiene, Familien⸗ 
kunde und Bevölkerungspolitik. 

Die Grundlage wird dabei im weſentlichen die 
Biologie geben müſſen, der eine ausreichende 
Stundenzahl — zwei bis drei Wochenſtunden, 
nötigenfalls auf Koſten der Mathematik und der 
Fremdſprachen — ſofort einzuräumen iſt. Da 
jedoch biologiſches Denken in allen Fächern Unter⸗ 
richtsgrundſatz werden muß, ſo ſind auch die übrigen 
Fächer, beſonders Deutſch, Geſchichte, 
Erdkunde, in den Dienſt dieſer Aufgabe zu 
ſtellen. Hierbei haben fie mit der Biologie zu- 
ſammenzuarbeiten. 

2. In ſämtlichen Abſchlußprüfungen 
ſind dieſe Stoffe für jeden Schüler pflicht⸗ 
mäßiges Prüfungsgebiet, von dem 
niemand befreit werden darf. 

3. Die Herren Oberpräſidenten und Regierungs⸗ 
präſidenten erſuche ich, zum Schluß dieſes Schul⸗ 
jahres ausführliche Berichte über die Aus⸗ 
führung dieſes Erlaſſes von den einzelnen Anſtalten 
einzufordern und mir darüber und über die 
Prüfungs erfahrungen im Verlauf 
des darauffolgenden Monats zu 
Hechte 

4. Ich behalte mir vor, mich durch beſondere 
Beauftragte bei den Reifeprü⸗ 
fungen von der geleiſteten Arbeit und dem 
Prüfungsergebnis zu überzeugen und bei un- 
zureichendem Ergebnis nötigenfalls die Prüfung 
dieſer Gebiete wiederholen zu laſſen. 

5. Dieſe Verfügung tritt mit dem 1. Oktober 
1933 in Kraft. 


Berlin, den 13. September 1933. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt u. Volksbildung. 
In Vertretung: Dr. Stuckart. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen, bei Berlin: Schulabteilung) 
und die Herren Regierungspräſidenten. — U II C 
6767. 


55. Akteneinſicht durch Parteidienſtſtellen der 
NSDAP. 


Verſchiedene Landesregierungen und zahlreiche 
nachgeordnete Dienſtſtellen ſind wegen der Regelung 
der Frage der Akteneinſicht durch Parteidienſtſtellen 
der NSDAP. an mich herangetreten, da ins- 
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beſondere Perſonalakten immer wieder von den 

verſchiedenſten Parteiſtellen, auch Parteigerichten, 

angefordert werden. Die Behörden halten ſich bis 
zu anderweiter Regelung entſprechend der Übung, 

Perſonalakten unter allen Umſtänden geheimzu⸗ 

halten, nicht für befugt, dieſen Anforderungen zu 

entſprechen. So kann die ungeklärte Rechtslage 
leicht zu unerwünſchten Spannungen zwiſchen den 
beteiligten Partei⸗ und Staatsſtellen führen. 

Ich bitte deshalb, bis auf weiteres in der Weiſe 
zu verfahren, daß 

1. Akten verſendung zur Einſichtnahme all⸗ 
gemein nur an den Stellvertreter des Führers 
auf ſein Erſuchen erfolgt. Alle Parteidienſt⸗ 
ſtellen müſſen danach ihre Anforderungen über 
den Stellvertreter des Führers richten. 

2. Aktenauskünfte nach pflichtmäßigem Er⸗ 
meſſen der Behörde auch an Reichsleiter und 
Gauleiter der NSDAP. erteilt werden. 

Ich habe den Stellvertreter des Führers gebeten, 
daß bei Beamten von Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts (insbeſondere von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden) die Anforderung von Akten 
und der Wunſch um Aktenauskunft an die ſtaatliche 
Aufſichtsbehörde der Körperſchaft gerichtet wird. 

Berlin, den 29. Dezember 1934. 

Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 

Frick. 

An die oberſten Reichsbehörden (außer Stell⸗ 
vertreter des Führers), die Herren Vorſtände der 
nachgeordneten Reichsbehörden, die Landes⸗ 
regierungen (außer Preußen), die Herren Reichs⸗ 


ſtatthalter. nl 


Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnis. 
Ich habe die Veröffentlichung dieſes Rundſchreibens 
im Preußiſchen Miniſterialblatt für die innere Ver⸗ 
waltung und im Preußiſchen Beſoldungsblatt ver⸗ 
anlaßt. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 
An die Herren Preußiſchen Staatsminiſter. — 

II SB 6181/6. 10. 


* * 
*. 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis und gleich⸗ 
mäßigen Beachtung. 
Berlin, den 16. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 
An die Herren Leiter der nachgeordneten Reichs⸗ 


und preußiſchen Dienſtſtellen. — 2 II a 56. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 46.) 


56. Vereinigung von Reichs: und preußiſchen 
Miniſterien. 

Nachdem die Vereinigung der gleichartigen 

Reichs⸗ und preußiſchen Miniſterien zu einem ge⸗ 

wiſſen Abſchluß gelangt iſt, beehre ich mich nach⸗ 


ſtehend die Bezeichnung der vereinigten Miniſterien 
nebſt Anſchrift ergebenſt mitzuteilen: 

1. Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des 
Innern in Berlin NW 40, Am Königsplatz 6, 

2. Der Reichs⸗ und Preußiſche Juſtizminiſter in 
Berlin WZ, Wilhelmſtraße 65, 

3. Der Reichswirtſchaftsminiſter und Preußiſche 
Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit in Berlin W8, 
Behrenſtraße 43, 

4. Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung in 
Berlin W 8, Unter den Linden 4, 

5. Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Er⸗ 
nährung und Landwirtſchaft in Berlin WS, 
Wilhelmſtraße 72. 


Berlin, den 8. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: Pfundtner. 


An die oberſten Reichsbehörden, die Herren Reichs⸗ 
ſtatthalter, die Landesregierungen (Staats⸗ und 


Innenminiſterien, für Preußen: Staatsmini- 
ſterium und Finanzminiſterium). — 1279/5406. 
At K 
E 


Abſchrift zur Kenntnis. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. ver⸗ 
öffentlicht. 

Berlin, den 17. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Brenner. 


An die nachgeordneten Reichs⸗ und preußiſchen 
Dienſtſtellen. — Z II a 196/35. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 47.) 


57. Angeſtelltenverſicherungspflicht 
der Leiterinnen und Lehrerinnen an Berufs⸗ 
und Fachſchulen. 


Der Herr Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und 
Arbeit hat in einem Runderlaß vom 4. Dezember 
1933 — III B 7537 Him. / Za. 7189 — beſtimmt, 
daß den Leiterinnen und Lehrerinnen an Berufs⸗ 
und Fachſchulen für ihre Kinder unter den beamten⸗ 
rechtlichen Vorausſetzungen eine Waiſenrente in 
der Höhe zugeſichert wird, wie ſie den Vorſchriften 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes entſprechen 
würde. 

Da dieſe allgemeine Zuſicherung rechtlichen Be⸗ 
denken unterliegt, beſtimme ich als nunmehr zu⸗ 
ſtändiger Fachminiſter hiermit in ſinngemäßer Ab⸗ 
änderung des obenerwähnten Erlaſſes des Herrn 
Preußiſchen Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit, 
daß für die Leiterinnen und Lehrerinnen an allen 
meiner Verwaltung unterſtehenden Berufs⸗ und 
Fachſchulen die Befreiung von der Angeſtellten⸗ 
verſicherungspflicht dann Platz greift, wenn den 
Kindern der erwähnten Lehrkräfte von den Schul⸗ 
trägern die Gewährung einer Waiſenrente in 
ſolcher Höhe zugeſichert iſt, wie ſie den Vorſchriften 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes entſprechen 
würde. 
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Durch dieſe Regelung wird zwar die Zahlung 
der Verſorgungsbezüge dem Ermeſſen der Schul- 
träger überlaſſen, ich weiſe aber darauf hin, daß 
die Schulträger mit der Zuſicherung, den Kindern 
der Leiterinnen und Lehrerinnen Waiſenrente zu 
zahlen, finanziell erheblich günſtiger abſchneiden, 
als wenn ſie die auf ſie fallenden Angeſtellten⸗ 
verſicherungsbeiträge zahlen. Es muß daher er⸗ 
wartet werden, daß die Schulträger entſprechende 
Zuſicherungen geben. 

Ich erſuche, auf die Schulträger in vorſtehendem 
Sinne einzuwirken. 


Berlin, den 17. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Heering. 


An den Herrn Staatskommiſſar für die Hauptſtadt 
Berlin (Schulabteilung) und die Herren Re⸗ 
gierungspräſidenten. — III B 15118/34. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 47.) 


58. Geländeſportliche Ausbildung der Schüler 
der bäuerlichen Werkſchulen. 


Anliegend reiche ich die mir zur Genehmigung 
vorgelegten zwei Stücke der von Ihnen mit dem 
Herrn Chef des Ausbildungsweſens getroffenen 
Vereinbarung, betreffend die geländeſportliche Aus⸗ 
bildung der Schüler der bäuerlichen Werkſchulen, 
vom 11. Dezember 1934 mit dem Vermerke meiner 
Zuſtimmung zurück. 

bitte, das für den Herrn Chef des Aus- 
bildungsweſens beſtimmte Stück an dieſen weiter⸗ 
zureichen. 


Berlin, den 18. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Bojunga. 
An den Herrn Reichsbauernführer in Berlin. — 


E V 1172/34K. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 48.) 


* * 
E 


Anlage. 
Der Reichsbauernführer 
als Vertreter des Reichsnährſtandes 
und 


der Chef des Ausbildungsweſens 


vereinbaren vorbehaltlich der Zuſtimmung des 
Reichs miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung über die geländeſportliche Ausbildung 
der Schüler der bäuerlichen Werkſchulen, was folgt: 


Sr 
Die Schüler der bäuerlichen Werkſchulen werden 
am Ende eines jeden Winter⸗Schulhalbjahres 
5 Wochen auf Koſten des Chefs des Ausbildungs⸗ 
weſens in von dieſem zu beſtimmenden Lagern 
ausgebildet. 


§ 2. 

Der Reichsbauernführer erkennt dieſe Ausbildung 
als einen Teil der Geſamtausbildung der Jung⸗ 
bauern an. 

9 3. 


Der Beginn der Ausbildung in den Lagern wird 
zwiſchen dem Reichsbauernführer und dem Chef 
des Ausbildungsweſens bis zum 1. Oktober eines 
jeden Jahres vereinbart. 

Im Winterhalbjahr 1934/35 werden die Schüler 
der Unterklaſſen der bäuerlichen Werkſchulen vom 
17. Februar bis 23. März 1935, die Schüler der 
Oberklaſſen vom 3. März bis 6. April 1935 in 
den Lagern des Chefs des Ausbildungsweſens 
ausgebildet. 

N, 


Der Reichsbauernführer verpflichtet ſich, für eine 
ordnungsgemäße und rechtzeitige Einberufung der 
bäuerlichen Werkſchüler in die Lager des Chefs des 
Ausbildungsweſens Sorge zu tragen. 


§ 5. 
Die Auswahl und die Zuweiſung der Schüler 
auf die verſchiedenen Lager des Chefs des Aus⸗ 
bildungsweſens wird von dieſem bezw. von ſeinen 
Hochſchulverbindungsführern mit den Landesbauern⸗ 
führern verfügt. 
$ 6. 
Von dem Vertrag ſind zwei Ausfertigungen zu 
fertigen. 1 


Dieſe Vereinbarung tritt ſofort in Kraft. 


Berlin, den 11. Dezember 1934. 
Der Chef des Ausbildungsweſens. 
(Unterſchrift.) 
Der Reichsbauernführer. 
(Unterſchrift.) 


* 


Der vorſtehenden Vereinbarung erteile ich hiermit 
meine Zuſtimmung. 
Berlin, den 18. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Bojunga. 


Bekanntmachung. — E V 1172K. 


59. Richtlinien für das Studium der Nechts⸗ 
wiſſenſchaft. 
IR 
Grundgedanken. 
Lehrer und Studenten der Rechte! 

Die deutſche Rechtswiſſenſchaft muß national⸗ 
ſozialiſtiſch werden. Nationalſozialismus iſt kein 
Lippenbekenntnis, ſondern eine Weltanſchauung. 
Vergeßt niemals, daß es nicht auf abgegriffene 
Schlagworte, ſondern auf den Inhalt ankommt! 
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Wer im Herzen Nationalſozialiſt iſt, redet nicht viel 
davon, ſondern handelt danach. 

Noch immer lebt die deutſche Rechtswiſſenſchaft 
in den Gedankengängen des römiſch⸗gemeinen 
Rechts. Mag auch in der Einzelregelung ſchon jetzt 
vielfach arteigenes Recht, altes wie neues, zum 
Ausdruck gekommen ſein; die geiſtige Grundhaltung 
wird noch heute durch das Pandektenſyſtem beſtimmt. 
Dieſem Syſtem gilt unſer Kampf. 

Laßt Euch nicht ausſchalten bei der Erneuerung 
unſeres Rechts! Im geiſtigen Ringen um neue 
Werte gibt es keinen beſſeren Kampfplatz als die 
Univerſität. Die Geſetzgebung darf nicht Auftakt, 
ſondern muß Schlußſtein dieſes Ringens fein. 
Begnügt Euch nicht damit, vorhandene Geſetze zu 
erläutern oder auswendig zu lernen, ſondern kämpft 
Recht Überwindung durch ein wirklich deutſches 

echt! 


IIb 
Aufbau des Studiums. 


1. Der Studienplan iſt auf ein Mindeſtſtudium 
von 6 Semeſtern zugeſchnitten. Eine ausreichende 
Durchdringung des Stoffes wird jedoch kaum 
ohne Zugabe weiterer Semeſter möglich ſein. Es 
wird daher dringlichſt empfohlen, dem Rechts⸗ 
ſtudium 7 oder 8 Semeſter zu widmen. 

2. In den beiden erſten Studienſemeſtern ſoll 
der Student die völkiſchen Grundlagen der Wiſſen⸗ 
ſchaft kennenlernen. Vorleſungen über Raſſe und 
Sippe, Volkskunde und Vorgeſchichte, über die 
politiſche Entwicklung des deutſchen Volkes, be⸗ 
ſonders in den letzten hundert Jahren, gehören an 
den Anfang jedes geiſteswiſſenſchaftlichen Studiums. 
Gleichzeitig wird der Student der Rechte geſchichtlich 
und politiſch in die Sonderaufgaben ſeines Faches 
eingeführt. 

3. Das dritte, vierte und fünfte Semeſter ſind 
dem eindringlichen Fachſtudium vorbehalten. Das 
ſechſte ſteht ſchon im Zeichen der heranrückenden 
Abſchlußprüfung und iſt daher weitgehend von plan⸗ 
mäßigen Vorleſungen entlaſtet. Übungen für 
Vorgerückte, Klauſurenkurſe, Konverſatorien und 
Seminare treten in den Vordergrund und be⸗ 
herrſchen auch die folgenden Zuſatzſemeſter. 

4. Pflichtvorleſungen gibt es nicht mehr. Jeder 
Belegungszwang unterbleibt. Die Hauptvorleſungen 
werden durch einen Stern oder, wenn ſie beſonders 
wichtig ſind, durch zwei Sterne hervorgehoben. 
Auch der Beſuch derart gekennzeichneter Vor⸗ 
leſungen iſt völlig freigeſtellt. N 

5. Für die Hauptvorleſungen iſt ein feſter 
Studienplan aufgeſtellt, der ſie einem beſtimmten 
Semeſter zuweiſt. Früheres Belegen der Vor⸗ 
leſung iſt unſtatthaft, ſpäteres, insbeſondere wieder⸗ 
holtes, erlaubt. 

6. Jede Hauptvorleſung wird nur einmal im 
Jahr gehalten. Wer ſein Studium ordnungsgemäß 
mit dem Winterſemeſter beginnt und nach dem 
Studienplan ausrichtet, hat die Gewähr, daß er 
die planmäßig vorgeſehenen Vorleſungen zur rechten 
Zeit an jeder deutſchen Univerſität vorfindet. 
Dadurch iſt die volle Freizügigkeit der Studenten 
gewahrt. 


Ie 
Leitſätze für die Fakultäten. 


1. Die Fakultäten ſind gehalten, für die plan⸗ 
gemäße Ankündigung aller Hauptvorleſungen Sorge 
zu tragen. Die Hauptvorleſungen für das 1., 3. und 
5. Semeſter find nur im Winter, die für das 2., 
4. und 6. Semeſter nur im Sommer anzukündigen. 


2. Bei der Ankündigung von Wahlvorleſungen 
hat der Hochſchullehrer das Semeſter anzugeben, 
in dem nach ſeiner Auffaſſung die Vorleſung 
gehört werden ſollte; auch die Zurwahlſtellung 
zweier Semeſter iſt zuläſſig. Für die beiden erſten 
Studienſemeſter ſind keine rechtswiſſenſchaftlichen 
Wahlvorleſungen anzukündigen. 


3. Es iſt nicht nur ſtatthaft, ſondern dringend 
erwünſcht, daß Hauptvorleſungen durch mehrere 
Hochſchullehrer gleichzeitig angekündigt werden. 
Hierbei iſt der Dienſtjüngere nicht an die von dem 
Alteren gewählte Tageszeit und Stundenzahl, 
ſondern lediglich an den Studienplan gebunden. 


4. Zuſammenfaſſung oder Zerlegung von gleich- 
ſemeſtrigen Hauptvorleſungen iſt ſtatthatt. 

5. Soweit der Studienplan Übungen zu Haupt⸗ 
vorleſungen vorſieht, ſind dieſe im gleichen Semeſter 
und möglichſt von dem gleichen Hochſchullehrer 
anzukündigen. 

6. Für die Anordnung des Vorleſungsverzeich⸗ 
niſſes iſt der Studienplan maßgebend. Übungen, 
die zu Hauptvorleſungen gehören, ſind unmittelbar 
hinter dieſen aufzuführen. Übungen für Vor⸗ 
gerückte ſind mit Klauſurenkurſen, Konverſatorien 
uſw. ohne Zuweiſung an ein beſtimmtes Semeſter 
unter der gemeinſamen Überſchrift „Übungen für 
Vorgerückte“ zuſammenzufaſſen. Seminare ſind 
unter ebendieſer Bezeichnung an den Schluß des 
Verzeichniſſes zu ſtellen. 


I, 
Leitſätze für die Studenten. 


1. Studiert an der Univerſität und nicht beim 
Einpauker! Ihr ſollt nicht Prüfungskenntniſſe in 
Euch anhäufen, ſondern Wahrer des deutſchen 
Rechts werden! 

2. Der Neubau der Univerſitäten kann nicht 
von heute auf morgen erfolgen. Bevorzugt zunächſt 
die rechtswiſſenſchaftlichen Fakultäten in Kiel, 
Breslau und Königsberg, die als politiſcher Stoß⸗ 
trupp auserſehen ſind! 

3. Belegt nur die Vorleſungen, die Ihr wirklich 
hören wollt! Nicht das Teſtierbuch, ſondern die 
Leiſtung entſcheidet in der Prüfung. 

4. Die Sterne im Vorleſungsverzeichnis ſind 
nur Wegweiſer. Wer ſich allein nach ihnen richtet, 
handelt wie der Reiſende, der Sehenswürdigkeiten 
nach dem Reiſehandbuch abklappert. Laßt ruhig 
Hauptvorleſungen aus, die Euch nicht anziehen, 
und hört dafür um ſo mehr Wahlvorleſungen auf 
Gebieten, die Euch feſſeln! 

5. Schult Euch in Arbeitsgemeinſchaften! Frei⸗ 
willige, ſelbſtgewählte Arbeit iſt die beſte Lehr⸗ 
meiſterin, Kameraden die beſten Lehrer! 
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V. Studienplan Rechtswiſſenſchaft. 
„Fr ͤ . ER 


5 Vorleſung Übung 
Fächer Semeſter em 
— —ͤ — — — — — Stunden 
Geſchichte 
Vorgeſchicht e I 12 
Germaniſche (oder: Deutſche) Rechtsgeſchichte 1 4—6 1 
Antike (oder: Römiſche) Rechtsgeſchi chte V 4—5 2 
BVerfaſſungsgeſchichte (oder: Rechtsentwicklung) der Neuzeit. int 3 
* Privatrechtsgeſchichte der Neuzeit. VI Bet 
Neueſte politiſche Geſchichte (letzte 100 Jahre), nach Wahl II 3—4 
Volk 
Deutſches Rechte , 8 N 2 
r Volk und Staakkkk I 1 
Volf und Rae „n.! II 1—2 
Volkslud e II 1 
Sippe neren a 1 1 
„ Fail me Re 1 5 13 
x Vanmlienenber e en N Se ai IV 2 
Stände 
vr Bauer ee BER II 1—2 
* Arbeiten!r?r! V 2—3 
* Unternehmen V 1—2 
Staat 
et Berfalüung ou 4 00m. ae a 1007 4 2 
erden rd IV 4—5 l—% 
ne, re SE V 1—2 
Rechtsverkehr 
Verkrag und Une II 3—4 2 
Boden III 2—3 65 
Wäre und Gee Di 3—4 
1 Weripapſer eee N V 1—2 
|. Belltiges ff IV 1—2 
Handel und Gewerbe e IV 2 1 3 
* | Geſellſchaf en ee IV 2—3 | “ 
Rechtsſchutz 
ere e ,, Lill di 1 
„ Safverfhr eng IV 2—3 
Rechtsſtreii t a V 3—4 2 
* Vollſtreckun gad T VI 1—2 
Außerſtaatliches Recht 
1]. Kirchenrecht: VI. 2—4 
55 Völker regt . ee 2 V 2—3 
Anpendung fremden Rechts,, é VI 1 2 
Rechtsphiloſophie 
Reechts⸗ und Staatsphiloſophie (oder: Syſtem des Rechts) VI 2—4 
Wirtſchaftswiſſenſchaft (für Juriſten) 
** Deutſches Wirtſchafts leben 1 1 2 
„ oeh n ! II 2—3 
"sn Woltsmeriichatenafttit . ZI 3—4 1—2 
„ Betriebs 8 IV 2—5 
*| Binanziijleniiit ß; V 2—3 


Berlin, den 18. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußische Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
5 Im Auftrag: Vahlen. 
Bekanntmachung. — W Ii 148/35. (RMin Amtsbl. 1935 S. 48.) 
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60. Amwandlung der Höheren Fachſchulen 
für Frauenberufe in dreijährige Frauenſchulen. 


Auf den Bericht vom 15. Dezember v. Js. 
23/84 — 

Die Vorarbeiten für die Umwandlung der 
Höheren Fachſchulen für Frauenberufe in drei⸗ 
jährige Frauenſchulen ſind von den Herren Ober⸗ 
präſidenten (Abteilung für höheres Schulweſen) 
im Benehmen mit den zuſtändigen Regierungs- 
präſidenten anzuordnen. 


(Unterſchrift.) 
An den Herrn Regierungspräſidenten in Breslau. 
de 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis und Be⸗ 
achtung. g 

Der Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. ver⸗ 
öffentlicht. 


Berlin, den 18. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Löpelmann. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten (außer Breslau) und den Herrn 
Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin. — 


LV. 
n ee (RMinAmtsbl. 1935 S. 51.) 


61. Internationales Signalbuch 1931. 
des Reichsverkehrsminiſters (Preußiſches 
an fil Wir schaft und A de 15 9 5 
1935 — Pr. 124 —. 

Im Anſchluß an die Bekanntmachung des Preu⸗ 
ßiſchen Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit vom 
9. März 1934 — IV 2098/1II B 3205 —. 

Zum Internationalen Signalbuch 1931 iſt zu 
Band J, Signalbuch, und zu Band II, Funkverkehrs⸗ 
buch, im Verlage von Walter de Gruyter & Co., 
Berlin W 10, Genthiner Straße 38, je der II. Nach⸗ 
trag erſchienen; die beiden Nachträge können zu⸗ 
ſammen oder einzeln im Buchhandel erworben 
werden. 

Der Ladenpreis für den II. Nachtrag zu Band J, 
dem ein Abdruck der Abzeichen der niederländiſchen 
Militärflugzeuge beigegeben iſt, beträgt 0,40 RM, 
der für Band II 0,20 RM. 

Der Vorzugspreis für Reichs⸗ und Staats⸗ 
behörden beträgt bei unmittelbarer Beſtellung durch 
oberſte und höhere Reichs⸗ und Staatsbehörden 
beim Verlage für den Nachtrag zu Band I 0,28 RM 
und für den Nachtrag zu Band II 0,14 RM. 

* 


Berlin, den 18. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Humme Ik. 


Bekanntmachung. — E IV 59. 
(RMin Amtsbl. 1935 ©. 51.) 


Durchführungsbeſtimmungen über die 
Studentiſche Arbeitsdienſtpflicht. 


Die mir vorgelegten Durchführungsbeſtimmungen 
über die Studentiſche Arbeitsdienſtpflicht für die 
Zeit vom 1. April bis 30. September 1935 ge⸗ 
nehmige ich hiermit in der beiliegenden Faſſung. 

Einen Erlaß über die Arbeitsdienſtpflicht der 
Abiturienten von Oſtern 1935, die nicht zu ſtudieren 
beabſichtigen, behalte ich mir vor. 

Die Univerſitäten und Hochſchulen meines Amts⸗ 
bereiches ſind benachrichtigt. Wegen der forſtlichen 
Hochſchulen wird der Herr Preußiſche Miniſter⸗ 
präſident das Weitere veranlaſſen. 

Berlin, den 19. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 


An die Deutſche Studentenſchaft (Amt für Arbeits⸗ 
dienſt) in Berlin, die Herren Rektoren der Uni⸗ 
verſitäten ſowie der Staatlichen Akademie in 
Braunsberg (durch den Herrn Oberpräſidenten 
in Königsberg), der Mediziniſchen Akademie in 
Düſſeldorf (durch den Herrn Regierungspräſi⸗ 
denten daſelbſt), der Techniſchen Hochſchulen in 
Aachen, Berlin, Breslau, Hannover, der Tier⸗ 
ärztlichen Hochſchule in Hannover, der Handels⸗ 
hochſchule in Berlin, der Handelshochſchule in 
Königsberg (durch den Herrn Staatskommiſſar) 
und der Bergakademie in Clausthal (durch den 
Herrn Berghauptmann daſelbſt), die Herren 
Direktoren der Hochſchule für Muſik, der Ver⸗ 
einigten Staatsſchulen für freie und angewandte 
Kunſt, der Staatlichen Kunſtſchule in Berlin und 
der Kunſtakademie in Düſſeldorf, den Herrn 
Leiter der Akademie für Kirchen⸗ und Schulmuſik 
in Berlin, die Meiſterateliers für die bildenden 
Künſte und die Meiſterſchulen für muſikaliſche 
Kompoſitionen in Berlin (zu Händen des Herrn 
Präſidenten der Akademie der Künſte, hier), die 
Meiſterateliers für die bildenden Künſte in 
Königsberg (durch den Herrn Oberpräſidenten 
daſelbſt) und in Breslau (durch den Herrn Re⸗ 
gierungspräſidenten daſelbſt), die Direktion der 
Staatlichen Hochſchule für Muſik in Köln (durch 
den Herrn Oberpräſidenten in Koblenz). — Ab⸗ 
ſchrift zur Kenntnisnahme an die Herren Uni⸗ 
verſitätskuratoren (bei Breslau: den Herrn 
Kurator der Univerſität und der Techniſchen Hoch- 
ſchule in Breslau), den Herrn Verwaltungsdirektor 
der Univerſität in Berlin, den Herrn Ver⸗ 
waltungsdirektor des Charité⸗Krankenhauſes in 
Berlin (für die Tierärztliche und Landwirtſchaft⸗ 
liche Fakultät der Univerſität), das Kuratorium 
der Univerſität in Frankfurt a. M. (unmittelbar), 
das Kuratorium der Univerſität in Köln (durch 
den Herrn Staatskommiſſar daſelbſt), das Ku⸗ 
ratorium der Mediziniſchen Akademie Düſſeldorf 
(durch den Herrn Regierungspräſidenten daſelbſt), 
den Herrn Preußiſchen Miniſterpräſidenten 
(Landesforſtverwaltung), die Herren Oberpräſi⸗ 
denten (Abteilung für höheres Schulweſen), den 
Herrn Reichsminiſter des Innern — K 18 


WII, V II. 
En (RMinAmtsbl. 1935 S. 51.) 
* 
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Anlage. 


Durchführungsbeſtimmungen für die Stu⸗ 
dentiſche Arbeitsdienſtpflicht in der Zeit 
vom 1. April bis 30. September 1935. 


Durch Verkündigung der Studentiſchen Arbeits⸗ 
dienſtpflicht ſeitens des Reichsminiſters Ruſt am 
10. Juni 1933 waren laut Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen des Amtes für Arbeitsdienſt der Deutſchen 
Studentenſchaft bei Beginn des Winterſemeſters 
1934/35 folgende Semeſter zur Ableiſtung des 
Arbeitsdienſtes verpflichtet: 


1. an den Univerſitäten alle Studenten im 1. bis 


7. Semeſter, 

2. an den Handels-, Techniſchen, Forſtlichen, 
Landwirtſchaftlichen Hochſchulen, Bergaka⸗ 
demien, Pharmazeutiſchen Inſtituten und 
allen übrigen Hochſchulen grundſätzlich alle 
Studenten im 1. bis 5. Semeſter. 


Urlaubsſemeſter wurden in allen Fällen nicht an⸗ 
gerechnet. 


Von der Dienſtleiſtung wurden bisher die 5. bis 
7. Semeſter generell erfaßt. Die im Winterſemeſter 
1934/35 im J. bis 4. Semeſter ſtehenden Studenten 
ſind bisher aus techniſchen Gründen von der Ab- 
leiſtung des Arbeitsdienſtes zurückgeſtellt worden, 
bezw. haben ſie bereits durch Ableiſtung des Frei⸗ 
willigen Werkhalbjahres 1933 oder des Dienſt⸗ 
halbjahres 1934 ihrer ſtudentiſchen Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht genügt. Ebenſo wurden in beſtimmten 
Fällen Zurückſtellungen älterer Semeſter durch 
die örtlichen Amter für Arbeitsdienſt vorgenommen; 
für eine mögliche Befreiung von der Studentiſchen 
Arbeitsdienſtpflicht gelten beſondere Beſtimmungen. 

Mit dem Sommerſemeſter 1934 hat das Amt 
für Arbeitsdienſt ein Belegkartenſyſtem eingeführt. 
Weiße und gelbe Belegkarten mußten in den 
Quäſturen beim Belegen vorgezeigt werden. 

Weiße Belegkarten wurden durch die Amter für 
Arbeitsdienſt an diejenigen ausgegeben, die ent⸗ 
weder ihrer Arbeitsdienſtpflicht genügt hatten oder 
befreit waren. 

Gelbe Belegkarten erhielten alle diejenigen, die 
noch arbeitsdienſtpflichtig waren. 

Mit dem Beginn des Sommerſemeſters 1935 
werden nur noch weiße Belegkarten auf Grund 
des geleiſteten Arbeitsdienſtes oder einer Be⸗ 
freiung davon ausgegeben. Es müſſen im Sommer⸗ 
ſemeſter 1935 alle Studenten, die bisher ihrer 
ſtudentiſchen Arbeitsdienſtpflicht noch nicht genügt 
haben, den Arbeitsdienſt in der Zeit vom 1. April 
bis 30. September 1935 leiſten; d. h. mit dem 
Beginn des Sommerſemeſters 1935 kann 


1. an den Handels-, Techniſchen, Forſtlichen, 
Landwirtſchaftlichen Hochſchulen, Bergaka⸗ 
demien, Pharmazeutiſchen Inſtituten und 
übrigen Hochſchulen, mit Ausnahme der Hoch⸗ 
ſchulen für Lehrerbildung, für die Sonder⸗ 
beſtimmungen gelten, kein Student das 
Studium anfangen bezw. im 2. bis 6. Semeſter 
fortſetzen, der nicht Arbeitsdienſt geleiſtet hat 
bezw. davon nicht befreit war und nicht im 
Beſitz der weißen Belegkarte iſt, die die örtlichen 


Amter für Arbeitsdienſt nur auf Grund eines 
gültigen Arbeitsdienſtpflichtenheftes der Deut⸗ 
ſchen Studentenſchaft ausſtellen; 

2. an den Univerſitäten (und ſonſtigen Hochſchulen) 
kein Student das Studium anfangen bezw. 
im 2. bis 8. Semeſter fortſetzen, der nicht 
Arbeitsdienſt geleiſtet hat bezw. davon nicht 
befreit war und nicht im Beſitze der weißen 
Belegkarte iſt, die die örtlichen Amter für 
Arbeitsdienſt auf Grund eines gültigen Arbeits⸗ 
dienſtpflichtenheftes oder im Fall der Be- 
freiung unter 1 bis 4 ausſtellen. 

Alle Studenten, die Oſtern 1935 oder ſpäter 
das Studium an einer deutſchen Hochſchule an⸗ 
fangen, haben vor Beginn desſelben ein halbes 
Jahr Arbeitsdienſt zu leiſten. 

Alle übrigen Studenten, die in der Zeit vom 
1. April bis 30. September 1935 ihrer Arbeits⸗ 
dienſtpflicht genügen müſſen, haben ſich zwiſchen 
dem 20. Januar bis 10. Februar 1935 bei den 
örtlichen Amtern für Arbeitsdienſt zu melden. 

Zurückſtellungen von der Studentiſchen Arbeits⸗ 
dienſtpflicht finden im Frühjahr 1935 nicht mehr ſtatt. 

Befreiungen können auf Grund folgender Be- 
ſtimmungen durch alleinige Entſcheidung des Amtes 
für Arbeitsdienſt der Deutſchen Studentenſchaft 
vorgenommen werden: 

1. Wer am 1. April 1935 das 24. Lebensjahr 

vollendet hat, wird befreit. 

2. Wer laut Ergebnis der Unterſuchung des 
Arbeitsdienſtarztes dienſtuntauglich iſt, wird 
befreit. 

3. Wer ſich in einer beſonderen wirtſchaftlichen 
Notlage befindet, kann befreit werden. 

4. Wer beſondere Gründe hat, beſonders wer ſeit 
langem in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
ſteht und unabkömmlich iſt, kann befreit werden. 

In allen Fällen müſſen die Anträge zur Be- 
freiung bei den örtlichen Amtern für Arbeitsdienſt 
eingereicht werden bis zum 30. Januar 1935; dieſe 
leiten die Anträge mit Stellungnahme ſofort an 
das Amt für Arbeitsdienſt der Deutſchen Studenten⸗ 
ſchaft bis ſpäteſtens zum 2. Februar 1935 zur 
Entſcheidung weiter. 


63. Praktiſche Tätigkeit der Beſucher 


techniſcher Fachſchulen. 


Wie ich mehrfach habe feſtſtellen müſſen, ſind 
die Forderungen, die verſchiedene techniſche Lehr⸗ 
anſtalten an die praktiſche Vorbildung ihrer Stu- 
dierenden ſtellen, durchaus unzureichend. Bei 
einigen wird nur ein Jahr gefordert, und auch 
von dieſer Mindeſtforderung werden noch Aus- 
nahmen geſtattet. m 

Bei der Bedeutung der praktiſchen Tätigkeit für 
jede Ingenieurausbildung, beſonders aber für die 
Ausbildung auf techniſchen Fachſchulen, iſt ein 
derartiges Vorgehen nach dem Urteil auch der 
maßgebenden Wirtſchaftskreiſe nicht zu dulden. 
Ich erſuche daher, für die Aufnahmebeſtimmungen 
aller hiernach in Betracht kommenden techniſchen 
Fachſchulen mit ſofortiger Wirkung folgende 
Regelung zu treffen: 
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a) Für Anſtalten mit mindeſtens fünfſemeſtrigem 
Lehrgang muß die Geſamtpraxis mindeſtens 
zwei Jahre betragen. Sie ſoll im allgemeinen, 
und zwar beſonders in den Fachrichtungen 
„Maſchinenbau“ und „Elektrotechnik“, möglichſt 
zuſammenhängend vor der Aufnahme in 
die Fachſchule abgeleiſtet werden. Wo jedoch 
in einer Fachrichtung, wie es im Baugewerbe 
der Fall ſein kann, die Verhältniſſe eine un⸗ 
geteilte Durchführung der praktiſchen Tätigkeit 
nicht geſtatten, muß mindeſtens ein Jahr vor 
dem Schulbeſuch und der Reſt in Abſchnitten 
von mindeſtens viermonatiger Dauer vor dem 
Eintritt in das letzte Schulhalbjahr abgeleiſtet 
ſein. f 
Bei Anſtalten mit drei⸗ oder vierſemeſtrigem 
Lehrgang beträgt die Mindeſtpraxis drei Jahre. 
Sie muß ganz vor dem Eintritt in die Schule 
abgeleiſtet ſein. 

Für Ausländer gelten die vorſtehenden, aus 
Gründen einer guten Ausbildung getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen ebenſo. Ich ermächtige jedoch vie 
Regierungen der Länder, hier beim Vorliegen be⸗ 
ſonderer Verhältniſſe von Fall zu Fall Ausnahmen 
zuzulaſſen. 5 

Wegen der Werkſtattstätigkeit der Studierenden 
an br Fachſchulen für Maſchinenbau und Elektro⸗ 
technik verweiſe ich noch auf den Runderlaß des 
Preußiſchen Miniſters für Handel und Geinerbe 
vom 14. Dezember 1925 (Min Bl. f. H. u. G. 192 
Nr. 1 S. 18) ſowie die Veröffentlichungen und 
Hilfsmittel des Deutſchen Ausſchuſſes für Tech⸗ 
niſches Schulweſen auf dieſem Gebiete. 


Berlin, den 19. Januar 1935. 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 


o 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (ohne 
Preußen). — E IV 577/35. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 52.) 


64. Fortbildungslehrgänge für Zeichenlehrer 
und Zeichenlehrerinnen. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 9. Mai 1934 
— K 11074 U II — (Zentrbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. 
S. 158). 

Der Kunſtmaler Dr. Wolf Röhricht in Berlin⸗ 
Charlottenburg, Schillerſtraße 116, wird auch in 
dieſem Jahre etwa ſechs Fortbildungslehrgänge 
für Zeichenlehrer und Zeichenlehrerinnen abhalten. 
Dieſe Kurſe bezwecken eine Auffriſchung und An⸗ 
regung der Lehrkräfte durch ſachgemäß geleitetes 
freies künſtleriſches Schaffen. Zugelaſſen ſind alle 
Inhaber eines künſtleriſchen Lehrfaches unabhängig 
von Ausbildungsgang und Amtsbezeichnung. 

Ich erſuche, Lehrkräften, die an dieſen Fort⸗ 
bübungslehrhängen teilnehmen wollen, auf An⸗ 
ſuchen den erforderlichen Urlaub zu erteilen, ſofern 
nicht wichtige dienſtliche Gründe hiergegen beſtehen. 


Beihilfen von hier aus können den Teilnehmern 
nicht in Ausſicht geſtellt werden. 


Berlin, den 19. Januar 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Benze. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten, den Herrn Staatskommiſſar der 
Hauptſtadt Berlin. — E III b 80 E II, V. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 53.) 


65. Einrichtung von Hausfrauenklaſſen. 


An den Orten, an denen einjährige Frauen- 
ſchulen Oſtern 1935 aus Mangel an geeigneten 
Schülerinnen geſchloſſen werden müſſen, iſt dahin 
zu wirken, daß denjenigen Mädchen, die eine prak⸗ 
tiſche hauswirtſchaftliche Ausbildung erſtreben, die 
Möglichkeit dazu erhalten bleibt. 

Im Regelfall wird eine Hausfrauenklaſſe, und 
zwar folgendermaßen einzurichten ſein: 

Wenn eine Mittelſchule am Ort beſteht, wird 
die Hausfrauenklaſſe derſelben angegliedert werden. 
Iſt eine Mittelſchule nicht vorhanden, ſo iſt die 
Hausfrauenklaſſe der ſelbſtändigen Haushaltungs⸗ 
ſchule des Ortes als Sonderklaſſe anzufügen. 

Wenn keine dieſer beiden Möglichkeiten beſteht, 
iſt zu berichten. 

Mit Rückſicht auf die Bedeutung einer praktiſchen 
hauswirtſchaftlichen Ausbildung für unſere Mädchen 
im neuen Staat empfiehlt es ſich, bei öffentlichen 
Anſtalten die hauswixtſchaftlichen Räume und Ein- 
richtungen der bisherigen Frauenſchulen gegebenen⸗ 
falls für die Zwecke einer Hausfrauenklaſſe auf 
Widerruf zur Verfügung zu ſtellen. 


Berlin, den 19. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Bo junga. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und 
Oberpräſidenten ſowie den Herrn Staatskom⸗ 
miſſar der Hauptſtadt Berlin. — RU II C 


5610/34. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 53.) 


66. Verlegung von Prüfungsterminen für die 
Wiſſenſchaftliche Prüfung und Meldung zum 
Vorbereitungsdienſt als Studienreferendar. 


Durch die Vorverlegung des Schluſſes des 
laufenden Winterſemeſters an den Hochſchulen auf 
den 15. Februar 1935 werden vorausſichtlich die 
bereits angeſetzten Prüfungstermine der Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Prüfungen in der Zeit vom 16. Februar 
bis Anfang März 1935 ausfallen müſſen. Damit 
die Kandidaten, die während dieſer Zeit die münd⸗ 
liche Prüfung vollenden wollten, nicht geſchädigt 
werden, beſtimme ich hiermit, daß die durch den 
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vorzeitigen Semeſterſchluß ausfallenden Prüfungs⸗ 
termine in die Zeit vom 1. bis 20. April 1935 
verlegt werden. Neue Kandidaten dürfen zu den 
verlegten Prüfungsterminen nicht mehr zugelaſſen 
werden. Alle Kandidaten, die in dieſer Zeit die 
Wiſſenſchaftliche Prüfung beſtehen, haben das Recht, 
ſich noch nachträglich zum Vorbereitungsdienſt bis 
zum 25. April 1935 zu melden. Die in Frage 
kommenden Kandidaten ſind hierauf rechtzeitig auf- 
merkſam zu machen. 

Dieſe Regelung gilt nur für den diesjährigen 
Oſtertermin. In Zukunft ſind die Prüfungs⸗ 
termine den Semeſtern entſprechend feſtzuſetzen. 

Die Auswahl der Referendare für die Liſte A 
und B muß nach den ergangenen Beſtimmungen 
noch im Monat April getroffen werden. Die 
Benachrichtigungen ſind ſo zu beſchleunigen, daß 
die Referendare den Vorbereitungsdienſt Anfang 
Mai 1935 beginnen können. 

Die Überſichten über die Zahl der zugelaſſenen 
Referendare find für den Dftertermin 1935 bis 
zum 15. Mai einzureichen. Die Ergebniſſe der in 
die Zeit vom 1. April 1935 ab verlegten Päd⸗ 
agogiſchen Prüfungen ſind erſt nach Abſchluß dieſer 
Prüfungen, ſpäteſtens bis zum 1. September 1935, 
mitzuteilen. 


Berlin, den 21. Januar 1935. 
Der Reichs- und Preußiſche Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Löpelmann. 
An die Herren Vorſitzenden der Wiſſenſchaftlichen 


Prüfungsämter und die Herren Oberpräſidenten 
(Abteilung für höheres Schulweſen). — EIIIe 108. 


(RMin Amtsbl. 1935 S. 53.) 


67. Verhältnis der Fachſchaften und Leiter 
der Betriebszellen zu den Behörden. 
Abdruck überſende ich ergebenſt mit der Bitte 
um Kenntnisnahme und weitere Veranlaſſung. 
Die Veröffentlichung des Runderlaſſes im Mini⸗ 
ſterialblatt für die innere Verwaltung Nr. 1 und 
im Preußiſchen Beſoldungsblatt habe ich veranlaßt. 
Zuſatz für den Herrn Preußiſchen Finanzminiſter: 
Abdruck zur Veröffentlichung im Preußiſchen 
Beſoldungsblatt liegt bei. 
Berlin, den 27. Dezember 1934. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Frick. 
An die Herren Preußiſchen Staatsminiſter. — 
II S B 6731/19. 11. 


a 
Anlage. 


Verhältnis der Fachſchaften und Leiter der 
Betriebszellen zu den Behörden. 

1. Vorkommniſſe bei verſchiedenen Verwal⸗ 

tungen geben mir Veranlaſſung, den von mir 


unter dem 7. Oktober 1933 — 24d. 1556 — mit⸗ 
geteilten Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten 


vom 4. Oktober 1933 — St. M. 113132 — (nicht 
veröffentlicht)!) in Erinnerung zu bringen. 

2. Die Belange der Beamtenſchaft werden durch 
den Staat ſelbſt wahrgenommen. Eingaben und 
Anträge von Beamtenorganiſationen an die Be⸗ 
hörden, die ſich mit Fragen der Beſoldung, Ein- 
ſtufung, Laufbahn und dergl. befaſſen, ſind nicht 
nur unnötig, ſondern auch unzuläſſig. 

3. Insbeſondere müſſen Eingaben und Vor⸗ 
ſtellungen, die auf eine Kritik an Vorgeſetzten und 
damit an der allein verantwortlichen Staats⸗ 
führung herauslaufen, unbedingt unterbleiben. Die 
Behandlung und Beurteilung von Perſonal⸗ 
angelegenheiten, gleichviel welcher Art und zu 
welchem Zweck, iſt ausſchließlich Sache des Be⸗ 
hördenleiters und der von ihm damit beauftragten 
Beamten. 

4. Die NS.⸗Fachſchaften haben ſich danach jeder 
Einmiſchung in Angelegenheiten der Staats- oder 
Gemeindeverwaltung zu enthalten. Auch den 
Obmännern und Amtswaltern der NS BO. ſteht 
eine Einwirkung auf dienſtliche Angelegenheiten 
nicht zu. 

5. Zur Klärung von Zweifeln über das Auf⸗ 
gabengebiet des Reichsbundes der Deutſchen Be⸗ 
amten verweiſe ich auf die von mir genehmigte 
Satzung dieſer Beamtenorganiſation. Nach ihr 
iſt es Aufgabe des Reichsbundes, ſeine Mitglieder 
zu vorbildlichen Nationalſozialiſten zu ſchulen und 
zu erziehen, das nationalſozialiſtiſche Gedankengut 
innerhalb der Beamtenſchaft zu pflegen und zu 
verbreiten, die Regierung in der Durchführung 
ihrer beamtenpolitiſchen Maßnahmen zu unter⸗ 
ſtützen, die von der Regierung als berechtigt an⸗ 
erkannten Selbſthilfeeinrichtungen der Beamten 
zu unterhalten und auszubauen ſowie die Berufs⸗ 
ausbildung der Beamten zu fördern. Auf die 
Tätigkeit in dieſem Aufgabengebiet haben ſich die 
Amtsträger des Reichsbundes der Deutſchen Be⸗ 
amten zu beſchränken. Glauben ſie bei Gelegenheit 
dieſer Tätigkeit im Betriebe ihrer Behörden Verſtöße 
gegen Anordnungen zuſtändiger Stellen über die 
Durchführung nationalſozialiſtiſcher Grundſätze zu 
bemerken, ſo haben ſie notfalls die vermeintlichen 
Übelſtände auf dem Parteidienſtwege über den 
Verbindungsſtab der NSDAP. dem Fachminiſter 
zur Kenntnis zu bringen. 


Berlin, den 27. Dezember 1934. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die Ober⸗ und Regierungspräſidenten, den 
Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin, den 
Polizeipräſidenten in Berlin, die Polizeiverwal⸗ 
tungen, Landräte, den Präſidenten des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts, den Präſidenten der Bau⸗ 
und Finanzdirektion, die Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, die ſonſt der Staatsaufſicht unter⸗ 
ſtehenden Körperſchaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. — II 8 B 6731/19. 11. 


* * 
* 

1) Dieſer Erlaß war nur an die Ober: und Regierungs⸗ 
präſidenten, den Polizeipräſidenten in Berlin, den Präſi⸗ 
denten des Oberverwaltungsgerichts und den Präſidenten 
der Bau⸗ und Finanzdirektion gerichtet. 
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Abſchrift überſende ich zur Kenntnis und gleich⸗ 
mäßigen Beachtung. Bei der Erfüllung der in 
Abſ. 5 des Erlaſſes aufgeführten Aufgaben erwarte 
ich auch in Zukunft eine vertrauensvolle Zuſammen⸗ 
arbeit. 

Ich erſuche, ſämtlichen Beamten, Angeſtellten 
und Lohnempfängern von dieſem Erlaß Kenntnis 
zu geben. 


Zuſatz für die nachgeordneten preußiſchen Dienſtſtellen: 

Auf meine Bekanntmachung vom 5. Auguſt 1933 
— 4 1872 — (Zentralbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 
S. 215) und meinen Runderlaß vom 8. Mai 1934 
— A 1445 — nehme ich Bezug. 


Berlin, den 21. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Ku niſch. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — 2 IIa 55 M. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 54.) 


68. Veröffentlichung der in Landjahrangelegen⸗ 
heiten ergehenden Nunderlaſſe im Reichs⸗ 
miniſterialamtsblatt. 


Die in Landjahrangelegenheiten ergehenden 
Runderlaſſe und ſonſtigen wichtigen Erlaſſe werden 
— ſoweit nicht Eilbedürftigkeit vorliegt — künftig 
nur noch in dem Reichsminiſterialamtsblatt „Deutſche 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung“ ver⸗ 
öffentlicht. Ich erſuche, alle beteiligten Dienſtſtellen 
beſonders darauf hinzuweiſen. 


Berlin, den 23. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Ku niſch. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin. — 


L 1050/16. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 55.) 


69. Erlaubnis zur Erteilung von Privat⸗ 
unterricht in der Muſik. 


Auf den Bericht vom 15. Januar 1935 — II Priv. 
35002/35 —., ” 2 


„Mit Recht haben Sie, Herr Staatskommiſſar, 
die in Nr. 1 vom 5. Januar 1935 der Zeitſchrift 
„Muſik im Zeitbewußtſein“ (S. 17: Antwort auf 
die 126. Frage) vertretene Anſicht als unzutreffend 
bezeichnet. Wer Privatunterricht in der Muſit 
erteilen will, muß unbeſchadet der von der Reichs⸗ 
muſikkammer aufgeſtellten Erforderniſſe für die 


Ausübung des Muſikerberufs nach wie vor in 
jedem Falle den in den Beſtimmungen für den 
Privatunterricht in der Muſik vom 2. Mai 1925 
gekennzeichneten Vorausſetzungen genügen. Die 
Mitgliedſchaft in der Fachſchaft III (Muſikerzieher) 
der „Reichsmuſikerſchaft“ in der Reichsmuſikkammer 
vermag von der Innehaltung der Beſtimmungen 
vom 2. Mai 1925 nicht zu befreien. 


Ich erſuche, hiernach zu verfahren. 
Berlin, den 23. Januar 1935. 


N Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Kuniſch. 


An den Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt 
Berlin (Schulabteilung). — Abſchrift zur Kennt⸗ 
nisnahme an die Herren Regierungspräſidenten, 
die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für höheres 
Schulweſen), den Senat der Preußiſchen Akademie 
der Künſte (Abteilung für Muſik). — Va 177/35. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 55.) 


70. Einbanddecken zum Reichsgeſetzblatt Teil I 
und Teil II. 


1. Wie in den Vorjahren werden auch für den 
Jahrgang 1934 Einbanddecken für das Reichsgeſetz⸗ 
blatt Teil J und Teil II hergeſtellt und durch das 
Reichsverlagsamt in Berlin NW 40, Scharnhorſt⸗ 
ſtraße 4, geliefert. Die Decken ſind mit einem 
beſonders dauerhaften, pergamentähnlichen Stoff 
überzogen, mit glattem Leinenrücken und Leinen⸗ 
ecken verſehen und mit einem Vorſatzpapier aus⸗ 
geſtattet, auf dem ſich die Wahrzeichen des neuen 
Reichs — Reichsadler und Hakenkreuz — befinden. 
Der Preis beträgt für jede Einbanddecke 1,45 RM 
ausſchließlich Poſtgebühren. Bei Abnahme von 
wenigſtens 30 Stück des Jahrgangs ermäßigt er 
ſich um 10 v. H. Die näheren Lieferungs⸗ 
bedingungen ſind aus der Bekanntmachung vom 
13. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1268) er⸗ 
ſichtlich. Der Bezug der Einbanddecken wird 
empfohlen. 

2. Vielfach werden die Aufträge zum Einbinden 
den Strafanſtalten zugeführt, während das örtliche 
Buchbinderhandwerk an Arbeitsmangel leidet. Ich 
würde es begrüßen, wenn das Einbinden nach 
Möglichkeit durch den örtlichen Buchbinder aus⸗ 
geführt würde, um dem Handwerk Beſchäftigung 
und Verdienſt zu geben. 


Berlin, den 10. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 
2 2/4320. 


56 Amtlicher Teil 
— [en 


Abſchrift zur Kenntnisnahme. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. ver⸗ 
öffentlicht. 

Berlin, den 24. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Graf zu Rantzau. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Z II a 308. 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 55.) 


71. Richtlinien für die Zuſammenarbeit auf 
dem Gebiete des Schulfunfs.J Fo) 

Es iſt in Ausſicht genommen, für die Zuſammen⸗ 
arbeit auf dem Gebiete des Schulfunks, ebenſo wie 
es für den Unterrichtsfilm geſchehen iſt (vergl. 
Runderlaß vom 26. Juni 1934 — K K 5020 U II —, 
Zentralbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. S. 195), gemein- 
ſame Richtlinien des Reichsminiſteriums für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung und des Reichs⸗ 
miniſteriums für Volksaufklärung und Propaganda 
zu erlaſſen. Bis zur Bekanntgabe dieſer Richt⸗ 
linien erſuche ich, von allen Sonderverhandlungen 
mit dritten Stellen, Ernennung von Funkwarten 
oder anderen Maßnahmen, insbeſondere organi⸗ 
ſatoriſcher Art, abzuſehen. 

Zur Behebung verſchiedentlich aufgetauchter 
Zweifel weiſe ich darauf hin, daß die HJ. zwar für 
den HJ.⸗Funk (funkiſche Geſtaltung der Heimabende 
uſw.), aber nicht für den Schulfunk zuſtändig iſt. 

Berlin, den 25. Januar 1935. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
N 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, die 
Herren Ober⸗ und Regierungspräſidenten und 
den Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin. 


Vd 214/35. (RMinAmtsbl. 1935 S. 56.) 


72. Frauenſchule. 

Auf den Bericht vom 11. Januar d. Is. — OP 
2011/51. —, 

Schülerinnen, die Oſtern 1935 eine nach den 
Richtlinien des Erlaſſes vom 14. Juni 1934 — U 
21120 II/33 — (Zentralbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 
S. 186) umgeſtaltete einjährige Frauenſchule ver⸗ 
laſſen, erhalten ein Verſetzungszeugnis, kein Schluß⸗ 
zeugnis. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. abgedruckt. 


Berlin, den 25. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Löpelmann. 

An den Herrn Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen) in Hannover. — Abſchrift 
erhalten die Herren Oberpräſidenten (Abteilung 
für höheres Schulweſen) — außer Hannover —. 
ae. (R Min Amtsbl. 1935 S. 56.) 


73. Beginn des Landjahres 1935 und Auswahl 
der Landjahrpflichtigen. 


Den Beginn des Landjahres 1935 ſetze ich 
allgemein auf den 16. April feſt. 

Von der in Abſatz 4 meines Runderlaſſes vom 
8. November 1934 — U II P 1000/9 — genannten 
Zahl der aus dem dortigen Bezirk auszuwählenden 
Landjahrpflichtigen ſollen nunmehr endgültig 75 v. H. 
zum Landjahr 1935 eingezogen werden. Darin 
ſind auch die Kameradſchaftsführer (»führerinnen) 
für 1935 enthalten. Die Regierungspräſidenten der 
Aufnahmebezirke berufen die Kameradſchaftsführer 
unmittelbar ein und teilen dem jeweils zuſtändigen 
Regierungspräſidenten des Entſendebezirks mit, 
wieviel Kameradſchaftsführer Eführerinnen) aus 
dem die Pahl Entſendebezirk eingezogen werden. 
Um die Zahl der Kameradſchaftsführer (führe⸗ 
rinnen) muß für jeden Entſendebezirk die Zahl der 
zugeſtandenen Landjahrpflichtigen gekürzt werden. 

Der auf den Entſendebezirk Wiesbaden entfallende 
Anteil an den für 1935 in Ausſicht genommenen 
Landjahrpflichtigen wird um 1000 gekürzt, ſo daß 
endgültig 75 v. H. von 2000 = 1500 Landjahrpflichtige 
einſchließlich der Kameradſchaftsführer (führerinnen) 
einzuziehen ſind. 

Der Entſendebezirk Liegnitz wird in Abänderung 
meines Runderlaſſes vom 8. November 1934 eben⸗ 
falls berückſichtigt. Aus dieſem Bezirk ſind 75 v. H. 
von 1000 = 750 Landjahrpflichtige einſchließlich der 
Kameradſchaftsführer (-führerinnen) einzuziehen. 

Auf den Entſendebezirk Oppeln entfallen nach 
der bisherigen Verteilung 75 v. H. von 2400 = 1800 
Landjahrpflichtige. Dieſe Zahl wird um 1000 erhöht, 
ſo daß aus dem Bezirk Oppeln 2800 Landjahr⸗ 
pflichtige einſchließlich der Kameradſchaftsführer 
(führerinnen) einzuziehen ſind. 

In der beiligenden Verteilung ſind die endgültigen 
Zahlen der auf die einzelnen Entſendebezirke 
entfallenden Landjahrpflichtigen einſchließlich der 
Kameradſchaftsführer (führerinnen) für 1935 zu⸗ 
ſammengeſtellt. 

Nach dem obengenannten Runderlaß iſt über 
das Ergebnis der abſchließenden ärztlichen Unter⸗ 
ſuchung kurz vor Beginn des Landjahres für jeden 
Landjahrpflichtigen ein Zeugnis auszuſtellen. Die 
hierfür erforderlichen Vordrucke gehen Ihnen in 
den nächſten Tagen zu. 


Berlin, den 26. Januar 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Schmidt⸗Bodenſtedt. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin. — 
Abſchrift zur Kenntnisnahme an den Herrn 
Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitksver⸗ 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung. Berlin⸗ 
Charlottenburg 2. — L 1000/27. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 56.) 


* 
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Anlage. 


Verteilung der Landjahrpflichtigen einſchl. der 
Kameradſchaftsführer (führerinnen) für 1935 auf 
die Entſendebezirke. 


Geſamtzahl 
der de 
; 1 zuziehenden 
Provinz Landes⸗ Landjahr⸗ Davon 

bezw. arbeitsamts⸗ pflichtigen entfallen auf den 
Stadt bezirk ane Regierungsbezirk 

ſchaftsführer 

(⸗führerinnen 
„„. —— . èò 
1. Rheinprovinz .| Rheinland 8250 Aachen. 900 
Koblenz. 450 
Gel age 1725 


Düſſeldorf . 5 175 


Staatskom⸗ 
miſſar Berlin 6 150 
Potsdam .. 225 


Weſtfalen 4275 Münſter ... 1500 
Arnsberg. 2775 


2. Brandenburg . Brandenburg 6 375 


3. Weftfalen .... 


4. Ober⸗ und 

Niederſchleſien. Schleſien 5 950 Breslau ... 2 400 
Liegnitz. 750 
Oppeln . . 2800 

5. Sachſen Mittel⸗ 3225 [Magdeburg. 1050 | 
deutſchland Merſeburg . 1200 
Erfurt 975 
6. Heſſen⸗Naſſau. eſſen 2250 [Kaſſel 750 
Heſ f Be Wilsbaden . 1500 
7. Stadt Stettin. Pommern 225 Stettin . . 225 
8. Stadt Hannover Niederſachſen 225 [Hannover. 225 
9. Stadt Harburg | Nordmark 225 Harburg... 225 
.. — 
Geſamtzahl | 31 000 31 000 


74. Unterrichtsfiim und amtliche Bildſtellen. 


In Ergänzung und teilweiſer Abänderung meines 
Runderlaſſes vom 26. Juni 1934 — R K 5020 
U II — (Bentralbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. S. 195) 


beſtimme ich folgendes: 
IK 
Erhebung des Lernmittelbeitrags. 


Für die Erhebung des Lernmittelbeitrags treffe 
ich folgende Erleichterungen: 

1. Die Kinder Arbeitsloſer ſind von dem Lern⸗ 
mittelbeitrag freigeſtellt. Als arbeitslos ſind alle 
Erziehungsberechtigten anzuſehen, die beim Arbeits⸗ 
amt als arbeitslos gezählt werden oder vom Wohl⸗ 
fahrtsamte laufende Unterſtützung beziehen. f 

2. Dritte Kinder, für die bisher ein viertel⸗ 
jährlicher Lernmittelbeitrag von 0,10 RM zu ent⸗ 
richten war, ſind beitragsfrei. Dasſelbe gilt für 
zweite Kinder kinderreicher Familien. Kinderreiche 
Familien im Sinne dieſer Beſtimmung ſind 
Familien mit vier oder mehr Kindern, die eine 
öffentliche oder private Volks⸗, mittlere, höhere, 
Berufs⸗ (Fortbildungs⸗), Fach- oder Hochſchule 
beſuchen oder noch nicht im ſchulpflichtigen Alter ſind. 


3. Die Unterrichtsverwaltungen der Länder, in 
Preußen die Oberpräſidenten, ſind ermächtigt, 
Pflegeanſtalten nach Anhörung der zuſtändigen 
Landesbildſtelle von der Erhebung der Lernmittel⸗ 
beiträge freizuſtellen. Dasſelbe gilt von Schulen 
in Orten ohne elektriſches Licht, ſofern nicht vor⸗ 
gezogen wird, in dieſen Ausnahmefällen ſtatt 
Filmen und Filmgeräten Stehbilder (einjchl. Bild⸗ 
bänder) und Stehbildgeräte mit eigener Lichtquelle 
zu beſchaffen. 

4. Die Neuregelung in Ziff. 1 bis 3 bedeutet 
eine ſo erhebliche Beitragsherabſetzung, daß der 
weitere im Erlaß vom 26. Juni 1934 zugelaſſene 
zehnprozentige Abſchlag vom Geſamtaufkommen 
der einzelnen Schule regelmäßig ausreichen muß, 
um beſonders bedürftige Erziehungsberechtigte 
(außerhalb des vorab berückſichtigten Kreiſes der 
Kinderreichen und Arbeitsloſen) von dem Lern⸗ 
mittelbeitrag ganz oder zum Teil freizuſtellen. 
Soweit die zuſtändigen Stellen nach den bisherigen 
Beſtimmungen einen Abſchlag von 25 v. H. be⸗ 
willigt hatten, tritt dieſe Bewilligung außer Kraft. 
Wenn in ganz beſonders liegenden Ausnahme- 
fällen der zehnprozentige Abzug auch jetzt nicht 
ausreicht, ſo iſt eine Erhöhung, die aber nur noch 
bis 20 v. H. zuläſſig iſt, neu zu beantragen. Von 
jeder Ausnahmegenehmigung, die erteilt wird, iſt 
der Reichsſtelle für den Unterrichtsfilm (Berlin W 35, 
Potsdamer Straße 120) von der die Ausnahme 
bewilligenden Stelle unter genauer Angabe der in 
Frage kommenden Schule und des bewilligten 
Prozentſatzes unverzüglich und unmittelbar Mit— 
teilung zu machen. 

5. Das Sollaufkommen der einzelnen Schule 
berechnet ſich nach dem Vorſtehenden wie folgt: 

Von der Geſamtzahl der die einzelne Schule 
beſuchenden Schüler iſt die Zahl jener Schulkinder 
abzuziehen, die die Kinder Arbeitsloſer, zweite 
Kinder kinderreicher Familien oder dritte und 
weitere Geſchwiſter ſind. Die Vervielfältigung der 
fo erhaltenen Zahl mit 0,20 RM ergibt das viertel⸗ 
jährliche Sollaufkommen an Lernmittelbeiträgen. 
Von dieſem Sollaufkommen ſtehen weitere 10 v. O 
die unter den Vorausſetzungen der Ziff. 4 in 
beſonderen Ausnahmefällen auf 20 v. H. erhöht 
werden können, für einen weiteren ganzen oder 
teilweiſen Erlaß der Beiträge zur Verfügung. 


Ille 


Nach dem Haushaltsplan für die Landesbild⸗ 
ſtellen, der dem Runderlaß vom 26. Juni 1934 
— RK 5020 U II — beigefügt iſt, können die Bar⸗ 
zuſchüſſe der Reichsſtelle für den Unterrichtsfilm 
nur für die Ausgabetitel Filmankauf, Filmentleih, 
Erſatz von Filmkopien, Vorführungsgeräte, Vor⸗ 
führdienſt und Zuſchußbedarf der Kreis⸗ (Stadt-) 
Bildftellen verwandt werden. Ich bin damit ein- 
verſtanden, daß die Zuſchüſſe auch für den Titel 
Lichtbildarchiv verwandt werden, ſofern es ſich um 
die Beſchaffung von Ergänzungsbildern oder »ild⸗ 
reihen zu den von der Reichsſtelle gelieferten 
Filmen handelt. 1 

II. 


Unter III zu Ziff. 8 des Runderlaſſes vom 
26. Juni 1934 habe ich die Preußiſchen Landes⸗ 
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bildſtellen erſucht, Vorſchläge über die Verwendung 
der aus den ſtaatspolitiſchen Filmveranſtaltungen 
zur Verfügung ſtehenden 15 v. H. der Eintritts⸗ 
gelder zu machen. Ich erkläre mich allgemein 
damit einverſtanden, daß dieſe Gelder den Kreis⸗ 
(Stadt-) Bildſtellen zur Verfügung geſtellt werden. 
Eines Berichts bedarf es nur, wenn dieſe Gelder in 
anderer Weiſe verwandt werden ſollen. 


IV. 
Nachrichtlich teile ich mit, daß die Landesbildſtelle 
Weſtfalen nicht in Dortmund, ſondern in Münſter 
errichtet iſt. 


Berlin, den 28. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, die 
Herren Ober- und Regierungspräſidenten und 
den Herrn Staatskommiſſar für die Hauptſtadt 
Berlin. — Vb 155 FE II, E III. 


(RMinAmtsbl. 1935 S. 57.) 


75. Neichsordnung für Schulferien. 


Zur einheitlichen Regelung des Schuljahres für 
die Volks⸗, mittleren und höheren Schulen ordne 
ich unter Aufhebung aller entgegenſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen folgendes an: 


Ile 
Das Schuljahr beginnt und ſchließt wie 
bisher im Frühling. 
Ur 


Es wird fortan in folgende drei Abſchnitte ein- 
geteilt: 

1. April bis Juni/ Juli, 

2. Auguſt / September bis Dezember, 

3. Januar bis März. 


III. 


Die Geſamtdauer der Ferien beträgt weiter⸗ 
hin 85 Tage. Sie werden folgendermaßen verteilt: 


1. 40 Tage Sommerferien. Sie erſtrecken 
ſich in drei Staffeln über die Zeit zwiſchen 
dem 25. Juni und 31. Auguſt. Die Ferien 
liegen 

a) für das Land Sachſen zuſammen mit den 
öſtlichen Provinzen Preußens vom 25. Juni 
bis 3. Auguſt, 

b) für die Länder Oldenburg, Mecklenburg, 
Braunſchweig, Lippe, Schaumburg, An⸗ 
halt, Thüringen, Heſſen⸗Darmſtadt und die 
Hanſeſtädte zuſammen mit den mittleren 
Provinzen Preußens vom 8. Juli bis 
17. Auguſt, 

c) für die ſüddeutſchen Länder und das 
Saargebiet zuſammen mit den weſtlichen 
Provinzen Preußens und Hohenzollern 
vom 22. Juli bis 31. Auguſt. 


2. 15 Tage Weihnachtsferien 
23. Dezember bis 6. Januar. 


3. 18 Tage Oſterferien vom 22. März bis 
8. April, ſo daß das Schuljahr am 9. April 
beginnt. 

Liegt das Oſterfeſt früher oder ſpäter, ſo ſind 
die Ferien ſo weit zu verſchieben, daß die 
Feſttage gerade noch in die Ferien fallen. 
Letzter Schultag iſt bei früherem Feſt der 
Donnerstag vor Dftern, erſter Schultag bei 
ſpäterem Feſt der Dienstag nach Oſtern. 

4. Die reſtlichen 12 Tage verteilen ſich auf die 
Pfingſt⸗ und die Herbſtferien. 

a) Die Pfingſtferien betragen im Falle III I a 

4 Tage, im Falle III Ib und 7 Tage. 

b) Die Herbſtferien betragen im Falle III 1 a 

8 Tage, im Falle III 1b und e 5 Tage. 
Sie liegen um den 15. Oktober. 


vom 


IV. 


Die unter III feſtgeſetzten Tage des Ferien⸗ 
beginnes und ⸗ſchluſſes ſind als Richttage anzuſehen. 
Von ihnen kann aus Zweckmäßigkeitsgründen um 
wenige Tage abgewichen werden. Die Einzel- 
regelung treffen danach die Unterrichtsverwaltungen 
der Länder. 

* 


Für die ländlichen Volksſchulen bleibt eine andere 
Verteilung von Sommer- und Herbſtferien mit 
Rückſicht auf die Erntearbeit den Unterrichts- 
verwaltungen der Länder überlaſſen. 


WAR 


Dieſe Regelung tritt mit dem Beginn des Schul- 
jahres 1935 in Kraft. 


Berlin, den 28. Januar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ru ſt. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen). — Abſchrift an die Herren Ober⸗ 
präſidenten zur Beachtung mit dem Erſuchen, 
die Einzelheiten gemäß IV und V wie bisher 
von dort aus zu regeln. — Zur Gruppe III Ia 
gehören die Provinzen Oſtpreußen, Pommern, 
Brandenburg und Berlin, Grenzmark und 
Schleſien, zu III Ib die Provinzen Schleswig⸗ 
Holſtein, Hannover, Heſſen⸗Naſſau, Sachſen, zu 
III Io die Provinzen Weſtfalen und Rheinland 
(mit Birkenfeld). — Die etwa bereits erlaſſenen 
Ferienordnungen für das kommende Schuljahr 
Yes entſprechend zu ändern. — E IIIa 200E1I, 

2 15 
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76. Berichtigung. 


Im Erlaß vom 27. Dezember 1934 — R U II C 10280 — 
(RMinAmtsbl. 1935 S. 22) muß es im zweiten Abſatz ſtatt 
„2. Dezember 1934“ richtig „2. Januar 1935“ heißen. 


